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Welche Motive haben Menschen, wenn sie 
Verbrechen begehen? Wie arbeiten die Er-
mittlungsbehörden? Welche Konsequenzen 
kann kriminelles Handeln für eine Gesellschaft 
haben? Fünf aufsehenerregende Kriminal-
fälle der deutschen Geschichte zeigen sowohl 
menschliche Abgründe als auch kriminalistische 
Fahndungserfolge. 

Verbrechen gibt es seit Menschengedenken. 
Das Material, das es braucht, um von ihnen zu 
erzählen, findet sich häufig in Archiven: Unter-
lagen von Ermittlungsbehörden, Gerichten, 
aber auch Überlieferungen anderer staatlicher 
Stellen und private Nachlässe zeugen nicht nur 
von den Verbrechen selbst, sondern auch von 
den öffentlichen Debatten über sie. 

Die hier gezeigten Verbrechen und Vergehen sind 
vielfältig: Von Betrug und politische Umsturzver-
suchen über Landesverrat, Spionage und Raub bis 
hin zu Mord. Jedes Kapitel erzählt einen Krimi-
nalfall. Geordnet sind sie chronologisch, von den 
1920er Jahren bis in die 1980er. Gemein ist ihnen 
die landesweite öffentliche Aufmerksamkeit, die 
sie erregten und ihre überregionale gesellschaft-
liche oder politische Relevanz. Alle ausgewählten 
Fälle bewegten die deutsche Gesellschaft und 
wirken teilweise bis in die Gegenwart.

Wechselnde Identitäten, falsche Namen und Be-
trug: Die Unterlagen im ersten Kapitel umreißen 
die Biografie des als Harry Domela bekannten 

Hochstaplers. Als staatenlose, deutsch-baltische 
Kriegswaise waren seine Lebensverhältnisse 
prekär. Seine Bekanntheit in den 1920er und 
1930er Jahren verdankte er einer ebenso kurio-
sen wie kriminell motivierten Verwechslungs
geschichte. Als falscher Prinz von Preußen 
machte er reichsweit Schlagzeilen und ließ sich 
vom Adel hofieren. Die Behörden verurteilten 
ihn wegen Betrugs. Trotzdem avancierte Domela 
zu einer Medienfigur der Weimarer Republik – 
bis er aufgrund von Spionagevorwürfen erneut 
in das Visier der Ermittlungsbehörden geriet.

Die Entnazifizierung in Politik und Gesellschaft 
war in der jungen Bundesrepublik sehr lücken-
haft, die demokratische Neuordnung anfällig. 
Im zweiten Kapitel zeugen Dokumente von 
nationalsozialistischen Umsturzplänen in den 
1950er Jahren. Die Akteure des sogenannten 
Naumann-Kreises setzten dabei nicht auf 
eine offen neonazistische Partei, sondern auf 
die Unterwanderung bestehender politischer 
Strukturen, vor allem der FDP. 1953 griffen 
die britischen Besatzungsbehörden ein und 
verhafteten Werner Naumann als Hauptakteur 
sowie weitere Mitverschwörer. Aus Mangel an 
Beweisen stellten sie das Verfahren jedoch ein. 

Ein juristisch folgenreicher Fall wird in Kapitel 3 
erzählt. Im Januar 1969 erschütterte der nächt-
liche Überfall auf ein Munitionsdepot der Bun-
deswehr die Bundesrepublik: Drei Wachsoldaten 
wurden getötet, zwei weitere schwer verletzt. 

Einleitung
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Die Täter entkamen zunächst unerkannt mit 
Waffen und Munition. Die Ermittlungsbehörden 
leiteten eine der bis dahin größten Fahndungen 
in der Geschichte der Bundesrepublik ein, um die 
Täter zu fassen. Bis heute wirkt das sogenannte 
Lebach-Urteil nach, das das Bundesverfassungs-
gericht aufgrund der Klage eines der Täter fällte: 
Es regelt die Abwägung zwischen öffentlichem 
Informationsinteresse, Persönlichkeitsschutz 
und Resozialisierung.

Zu einem Spionagefall auf oberster Regierungs-
ebene kam es 1970: Inoffizielle Mitarbeiter der 
Stasi kundschafteten das Bundesministerium 
der Verteidigung aus. Lothar-Erwin Lutze, 
seine Ehefrau Renate und weitere Beteiligte 
gaben über Jahre geheime Informationen an 
das Ministerium für Staatssicherheit der DDR 
weiter. Ihre Enttarnung offenbarte gravierende 
Sicherheitsmängel im Verteidigungsapparat der 
Bundesrepublik und führte zu Ermittlungen, 
Gerichtsverfahren und politischen Konsequen-
zen bis in die Führung der Bundeswehr. Die 
Quellen im 4. Kapitel zeigen, wie Spionage die 
Verwundbarkeit staatlicher Institutionen im 
Kalten Krieg offensichtlich machte.

1981 ereignete sich einer der bekanntesten Kri-
minalfälle der DDR: der Mord an einem sieben
jährigen Jungen in Halle-Neustadt. Kapitel 5 
schildert, wie Staatssicherheit und Volkspolizei 
ermittelten und den Fall mittels einer der wohl 
größten Schriftproben-Untersuchungen der 
Kriminalgeschichte aufklärten. Sie überprüften 
teils offen, teils heimlich hunderttausende 
Handschriften und verglichen diese mit am 
Tatort gefundenen ausgefüllten Kreuzwort-
rätseln. Der Fall zeigt nicht nur die Methoden 
eines Überwachungsstaates, sondern auch die 
Grenze zwischen Verbrechensaufklärung und 
staatlicher Willkür.

Die Perspektive der in diesem Heft präsentierten 
Fälle ergibt sich aus den im Bundesarchiv über-
lieferten und nutzbaren Unterlagen. Als Gedächt-
nis der Gesellschaft bewahrt das Bundesarchiv 
vor allem staatliche Unterlagen von nationaler 
Bedeutung und macht diese zugänglich. Zeugnis-
se von Verbrechen wie Akten von Ermittlungsbe-
hörden, Gerichtsunterlagen und Medienberichte 
finden sich heute in verschiedenen Beständen 
des Bundearchivs. Häufig sind es Unterlagen 
staatlichen oder militärischen Ursprungs. Zudem 
ermöglichen auch Stasi-Unterlagen, Nachlässe 
und Überlieferungen des Bild- und Filmarchivs 
heute diese Geschichten zu erzählen.

Dieses Heft enthält Darstellungen von sensiblen 

Themen wie Kriminalität, Gewaltverbrechen 

und Tod, die auf manche Menschen verstörend 

wirken können.
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Prinz von Lieven, Baron von Korff, Prinz Wilhelm 
von Hohenzollern, Victor Zsajka – falsche Namen, 
wechselnde Identitäten, Betrug und Spionage
vorwürfe ziehen sich durch die Biografie von Harry 
Domela. Seine Verhaftung als falscher Prinz von 
Preußen im Januar 1927 markierte den Beginn 
seiner medialen Karriere als aufsehenerregender 
Hochstapler in den ausgehenden 1920er Jahren.

Nach eigenen Angaben 1904 in Lettland geboren, 
verlor Domela während der Kriegswirren im Bal-
tikum als Minderjähriger seine Eltern und zudem 
seine Staatsangehörigkeit. Trotz Mitgliedschaft in 
der Baltischen Landeswehr, einem Freikorps und 
der Reichswehr blieb ihm als minderjährigem 
und staatenlosem Einwanderer im Deutschen 
Reich nach 1919 der Zugang zu einer bürger-
lichen Existenz verwehrt. Als Staatenloser konnte 
er keiner legalen Anstellung nachgehen. Bis Mitte 
der 1920er Jahre schlug er sich in verschiedenen 
deutschen Großstädten zum Teil obdach- und 
mittellos durch und geriet durch kleinere Be-
trugsdelikte mit dem Gesetz in Konflikt.

Seine reichsweite Bekanntheit verdankte Harry 
Domela einer kuriosen wie kriminell motivierten 
Verwechslungsgeschichte: Im Herbst 1926 reiste 
er nach Heidelberg und fand dort unter dem Titel 
„Prinz von Lieven“ – dem Namen eines altein-
gesessenen deutschbaltischen Adelsgeschlechts – 
zeitweise Zugang zum Studentenkorps der 
Saxo-Borussen. Aus Angst vor der Entdeckung 
seines Schwindels floh Domela nach Erfurt. 

Dort quartierte er sich abermals unter falscher 
Identität als „Baron Korff“ im Hotel „Erfurter Hof“ 
ein. Aufgrund äußerlicher Ähnlichkeit mit Prinz 
Wilhelm von Preußen, dem Enkel von Kaiser 
Wilhelm II., nahm der Hotelier an, der echte 
Hohenzollern-Prinz reise inkognito. Er drängte 
Domela zum Eintrag in das goldene Buch der 
Stadt. Domela unterschrieb kurzerhand mit 
„Prinz Wilhelm“. Der thüringische Adel hofierte 
ihn daraufhin über mehrere Wochen und Domela 
erschlich sich Kost und Logis.

Als Schlagzeilen von der heimlichen Reise des 
vermeintlichen Prinzen erschienen, flüchtete 
Harry Domela Anfang Januar 1927 in Richtung 
Rheinland, um sich, nach eigenen Angaben,der 
Fremdenlegion anzuschließen. In Euskirchen 
nahmen die Behörden den falschen Prinzen am 
8. Januar 1927 fest. Am 11. Juli desselben Jahres 
verurteilte die Kölner Justiz Domela wegen mehr-
fachen Betrugs zu sieben Monaten Gefängnis.

Die Aufdeckung seiner Identität bewirkte ein 
großes, überregionales Medienecho. Domela gab 
bereitwillig über seine Abenteuer Auskunft. Die 
Geschichte einer deutsch-baltischen Kriegswaisen 
und des Staatenlosen, der die adelige Gesellschaft 
vorführte, bot romanhaften Stoff für Gesell-
schaftskritik. Mit Unterstützung des Verlegers 
Wieland Herzfelde erschienen im August 1927 die 
Abenteuer des falschen Prinzen im Malik-Verlag.
Noch im selben Jahr kam auf Grundlage des 

1 
Der falsche Prinz  
von Preußen

Die rätselhafte Biografie des Harry Domela
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Buches ein Stummfilm in die Kinos. Domela 
spielte sich darin selbst in der Hauptrolle.

Im Gegensatz zu seinem Aufstieg in die höchsten 
gesellschaftlichen Kreise der Weimarer Republik 
ist sein sozialer Absturz nur punktuell dokumen-
tiert. Pressemeldungen zeugen von Konflikten 
mit Gläubigern und weiteren Betrugsfällen um 
1929. Mitte August 1930 fahndete die Kölner 
Kriminalpolizei nach Harry Domela wegen 
des Verdachts der Spionage. Einem lokalen In-
formanten zufolge hatten französische Offiziere 
Domela beauftragt, die Feierlichkeiten anlässlich 
des Abzugs französischer Besatzungstruppen 
in Trier zu beobachten. 

Die Strafprozessakte des Oberreichsanwalts 
beim Reichsgericht – der höchsten gerichtlichen 
Instanz im Deutschen Reich, zuständig für 
Spionage und Landesverrat – von 1930 zeigt, 
wie die Kriminalpolizei gegen Domela ermittelte. 
Sie dokumentiert nicht nur das Misstrauen der 
Behörden gegen seine Person, sondern auch 
seine prekären Lebensverhältnisse. 

Ende September 1930 nahm ihn die Kriminal-
polizei in Nürnberg fest. Die Spionagevorwürfe 
bestritt Domela. Am 5. Januar 1931 verurteilte 
ihn das Amtsgericht Nürnberg wegen Notbetrugs 
und Passvergehens zu zwei Monaten Gefängnis. 
Am 8. Januar 1931 kam Domela wieder auf freien 
Fuß. Die Strafe war durch seine zweimonatige 
Untersuchungshaft bereits abgegolten. Die 
bayrischen Behörden setzten ihn in einen Zug 
nach Berlin, da er für das Land Bayern keine 
Aufenthaltserlaubnis besaß. Bis Jahresende 1931 
liefen die Ermittlungen ohne Erfolg weiter. Im 
Dezember 1931 stellte der Oberreichsanwalt 
beim Reichsgericht das Verfahren ein.

Die folgenden Dokumente aus Beständen des Bun-
desarchivs werfen Schlaglichter auf die Biografie 
Domelas. Wesentliche Angaben seines Werdegangs 
stammen von Domela selbst, kommentiert von 
der zeitgenössischen Presse. Die Unterlagen der 
Ermittlungsbehörden prägen die Sicht auf seine 
kriminelle Karriere. Die Stationen seines Lebens-
weges nach 1930, darunter seine Teilnahme am 
Spanischen Bürgerkrieg, sind nur fragmentarisch 
überliefert.

↑	 Erkennungsdienstliche Fotos von Harry Domela aus der Strafprozessakte des Oberreichsanwalts beim Reichsgericht, Januar 1927
Die Fotos entstammen den Unterlagen, die die Kölner Kriminalpolizei im Zusammenhang mit den Ermittlungen wegen Spionage an den 
Oberreichsanwalt beim Reichsgericht übermittelte. Sie wurden mutmaßlich im Zusammenhang mit der Verhaftung Domelas als falscher 
Hohenzollernprinz im Januar 1927 erstellt. 
BArch, R 3003/2155, Bl. 3  



Der falsche Prinz

In Gotha ist „Er“ aufgetaucht: 
Kaiserlich – Königlich – Hoheit – Durchlaucht 
	 Wilhelm, Prinz von Preußen.

Festvorstellung im Landestheater 
Für den zukünftigen Landesvater 
	 Wilhelm, Prinz von Preußen.

Außer Rand und Band war die Honoration 
Für den Enkel des Kaisers, des Hurenbocks Sohn 
	 Wilhelm, Prinz von Preußen.

Erzogen in preußischer Einfachheit 
Geriet „Er“ sehr oft in Verlegenheit, 
	 Der Wilhelm, Prinz von Preußen.

Der Bürger ließ sich nicht lumpen,  
Wie gern tat er „Ihm“ pumpen, 
	 Dem Wilhelm, Prinz von Preußen.

„Der ganze Papa! Wie lieb, ach wie nett!“ 
Zur Ehrenjungfrau stieg „Er“ ins Bett, 
	 Der Wilhelm, Prinz von Preußen.

Doch plötzlich ist "Er" ausgerissen, 
Hat Bürger und Adel total besch...ummelt 
	 Der Wilhelm, Prinz von Preußen.

Die Hautes volées war entsetzlich blamiert; 
Ein Schwindler hatte sie angeschmiert, 
Sooo ähnlich dem Prinzen von Preußen…

Und die Moral von der Geschicht‘: 
Sei nie ein Speichellecker nicht,  
Dann kann dich niemand besch…windeln, 
	 Auch kein „echter“ Wilhelm von Preißen. … 

↑  Zeitungsausschnitt „Die Rote Front“, Wochenzeitschrift  
des Roten Frontkämpferbundes, Januar 1927
Die Verhaftung Domelas als „falscher Prinz“ ging durch die Presse. 
In den darauffolgenden Monaten sowie während des Prozesses berich-
teten zahlreiche Tages- und Wochenzeitungen über den skandalösen Fall.
BArch, NS 5-VI/17566, Bl. 19

←  Der echte Prinz Wilhelm von Preußen (r.) mit 
seinem Vater (l.) und Großvater, dem letzten 
deutschen Kaiser Wilhelm II. (m.), 1927 (Auszug)
BArch, Bild-102-01280, o. A. 
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↑  Zeitungsausschnitt, „Vossische Zeitung“, 9.1.1927 (Auszug)
Die „Vossische Zeitung“ berichtete exklusiv aus den Verhörprotokollen und der anschließenden 
Gerichtsverhandlung im Stile einer romanhaften Abenteuergeschichte. Der „Frankfurter Zeitung“ 
vom 12. Januar 1927 zufolge hatte Domela den anwesenden Gerichtsreportern gegenüber „lächelnd 
behauptet, dass er den Hauptmann von Köpenick übertroffen habe.“ Weitere Artikel kommentierten 
die kommunalpolitischen Auseinandersetzungen infolge der Aufdeckung des „Prinzengastspiels“ in 
Erfurt. Dem „Vorwärts“ vom 11.  Januar 1927 nach sah sich sogar das Reichswehrministerium zu einer 
Klarstellung genötigt, wonach die „Behauptungen [der Presse] über Beziehungen des Domela zu Reichs-
wehroffizieren, die ihm Aufwartungen gemacht und für ihn Galadiners gegeben hätten, vollkommen 
unwahr seien“.  
BArch, NS 5-VI/17566, Bl. 7

 1

 1 Anatol Pawlowitsch  
von Lieven ist der Name des 
adeligen Befehlshabers einer 
russischen Abteilung der 
Baltischen Landeswehr.

Ein Transkript des 
Artikels ist online 
abrufbar.

Diese und weitere zeitgenössische Artikel zu Harry 
Domela sind in einer Zeitungsausschnittsammlung 
des Arbeitswissenschaftlichen Instituts der 
nationalsozialistischen Deutschen Arbeitsfront 
zu bekannten Persönlichkeiten erhalten.
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„Der falsche Prinz“ in Buch und Film

Noch während des Prozesses und der anschließenden 
Haft stellte Domelas Verteidiger Friedrich von der 
Heyden dessen Aussagen zusammen und bot sie dem 
Verleger Wieland Herzfelde an. Herzfelde erkannte 
das Potential und sorgte selbst für den literarischen 
Feinschliff: Am 3. August 1927 erschien im Malik-
Verlag die erste Auflage des Buches „Der falsche 
Prinz. Leben und Abenteuer. Im Gefängnis zu Köln 
von ihm selbst geschrieben Januar bis Juni 1927“. 

Das Buch wurde mit 17.000 verkauften Exemplaren 
innerhalb der ersten drei Wochen und einer Gesamt-
auflage von 122.000 Bänden ein großer Erfolg und 
machte Domela zu einem bekannten Hochstapler 
der Weimarer Zeit. 

Noch im selben Jahr produzierte der Emelka-Konzern 
auf der Grundlage des Buches den Stummfilm 
„Der falsche Prinz. Eine Zeitkömodie in sieben Akten“ 
unter der Regie von Heinz Paul. Domela spielte 
sich selbst als falschen Prinzen in der Hauptrolle. 
Die Uraufführung fand am 30. November 1927 statt.

↑  Cover der Filmzeitschrift „Illustrierter Film-Kurier“,  
9. Jahrgang, Nr. 769, 1927 
BArch, FILMSG, 1/4069

↓  Zulassungskarte der Film-Prüfstelle Berlin, 9.11.1927 (Seite 1)
Die Zulassungskarte der Berliner Filmprüfstelle des Stummfilms ist im Filmarchiv des Bundesarchivs neben weiterem Begleitma-
terial erhalten. Seit 1906 musste jeder Film vor Veröffentlichung der Polizei vorgelegt werden. Die Zulassungskarten enthielten 
filmografische Angaben zur Produktion, Besetzung und Filmlänge sowie eine Übersicht der Zwischentitel und Szenen. 
BArch, R 9346-I/11772

Die vollständige 
Zulassungskarte 
ist online einsehbar.
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↑  Filmszenen aus „Der falsche Prinz“, „Illustrierter Film-Kurier“, 9. Jahrgang, Nr. 769, 1927 (Seite 3)
Der „Illustrierte Film-Kurier“ war eine österreichische Wochenzeitung und selbstständige Beilage der österreichischen Film-Zeitung.  
Im Bundesarchiv ist die achtseitige Ausgabe mit Beschreibungen und Szenen aus dem Stummfilm mit Harry Domela vollständig erhalten. 
BArch, FILMSG, 1/4069
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↑  Filmszenen aus „Der falsche Prinz“, „Illustrierter Film-Kurier“, 9. Jahrgang,  
Nr. 769, 1927 (Seite 7)
Im Filmbegleitmaterial finden sich außerdem Rezensionen zum Film. Sie reichen 
von Anerkennung der Regie Heinz Pauls und von Domelas Schauspieltalent bis zur 
Bewertung des Films als geschmacklos.
BArch, FILMSG, 1/4069

←  Zeitungsausschnitt mit Verhaftungsmeldung,  
„Der Deutsche“, Nr. 82, 9.4.1929
Der Ufa-Stummfilm „Maharadscha von Domelanien“ 
war eine amerikanische Paramount-Produktion  
(Originaltitel: His Tiger Lady), die im März 1929 in die 
deutschen Kinos kam. Die Nachricht von einer erneuten 
Verhaftung Domelas in Berlin wegen Kreditbetrugs 
deutet auf zunehmende finanzielle Schwierigkeiten hin, 
in die Domela bereits ein Jahr nach seinem Bucherfolg 
geriet. 1930 schrieb ihn die Kölner Polizei wegen 
Spionageverdachts zur Fahndung aus.
BArch, NS 5-VI/17566, Bl. 9
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↓  Bericht des Landeskriminalpolizeiamts (LKPA) Köln an den Oberreichsanwalt,  
7.8.1930 (Auszug)
Der Oberreichsanwalt beim Reichsgericht war die oberste Anklagebehörde für politische 
Strafsachen wie Spionage und Landesverrat (siehe Stempelaufdruck „Sp.-L.-V. Sache“). 
Die Strafprozessakte des Oberreichsanwalts dokumentiert unter anderem die Ermitt-
lungen der Kölner Kriminalpolizeistelle und des Landeskriminalpolizeiamts in Berlin. 
Sie diente dem Oberreichsanwalt zur Prozessvorbereitung. Aufgrund des Tatverdachts 
der Spionage waren in den Schriftverkehr auch die Abwehrstelle des Wehrkreiskomman-
dos IV in Münster sowie preußische Regierungsstellen eingebunden. 
BArch, R 3003/2155, Bl. 1

Die  vollständige  
Strafprozessakte des  
Oberreichsanwaltes  
beim Reichsgericht  
ist online einsehbar. 
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↓  Strafprozessakte Oberreichsanwalt, Vernehmungsprotokoll des Amtsgerichts Nürnberg, 11.11.1930 (Blatt 1)
Ende Oktober 1930 verhaftete die Polizei Domela in Nürnberg wegen „Betrugs, falscher Eintragung in das Fremdenbuch, falscher Namens-
angabe einem zuständigen Beamten gegenüber und Bannbruchs“. Laut LKPA Berlin besaß Domela aufgrund vorheriger Delikte seit 1924 
keine Aufenthaltserlaubnis mehr für das Land Bayern. Seit seiner Emigration aus Lettland war Domela staatenlos. Der Oberreichsanwalt 
ersuchte das Amtsgericht daher um Klärung seiner Staatsangehörigkeit, da ihm sonst unter Umständen nur eine landesverräterische Tätigkeit 
außerhalb des Reichsgebiets nachzuweisen war. 
BArch, R 3003/2155, Bl. 12
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↑ →  Strafprozessakte Oberreichsanwalt, Vernehmungsprotokoll des Amtsgerichts Nürnberg, 11.11.1930 (Blatt 2 und 3)
Als Soldat der Baltischen Landeswehr kämpfte Domela 1919 im Bürgerkrieg um die Unabhängigkeit der baltischen Staaten.  
Der lettische Volksrat schuf angesichts einer drohenden Invasion der Roten Armee die Baltische Landeswehr als paramilitä-
rischen Verband zur Verteidigung Rigas. Sie bestand unter deutschem Oberkommando hauptsächlich aus Formationen der 
sogenannten „Deutschbalten“. Die vom Deutschen Reich entsendeten Freikorps, darunter auch das im Dokument erwähnte 
Freikorps Brandis, zogen auf Befehl der Reichsregierung im Sommer 1919 aus dem Baltikum ab.
BArch, R 3003/2155, Bl. 12f.

Mehr Informationen zur Baltischen Landeswehr  
und weiteren digitalisierten Beständen der 
Abteilung Militärarchiv sind online abrufbar.
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↑ Bericht des Landeskriminalpolizeiamts beim Polizeipräsidium Berlin, 10.12.1930
Auf Anordnung des Oberreichsanwalts überprüfte die Kriminalpolizei verschiedene Angaben von Harry Domela, darunter seine 
Dienstzeit bei der Reichswehr und den Status seiner Staatsangehörigkeit. In Berlin ermittelten und überwachten Beamte des 
LKPA verschiedene Aufenthaltsorte. Die Auskunft aus dem Melderegister zählte dabei zu den regulären polizeilichen Befugnissen 
im Rahmen ihrer Ermittlungen. Außerdem recherchierte die Ermittlungsbehörde auch im Reichsarchiv, dem 1919 gegründeten 
Vorläufer des Bundesarchivs, um die Aussagen Domelas zu verifizieren. Die Angaben zeugen von Domelas prekärer Lebens
situation zwischen potenzieller Obdachlosigkeit und temporären Unterkünften mit Gelegenheitsarbeiten im Bekanntenkreis. 
BArch, R 3003/2155, Bl. 14
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Kriminalpolizei in der Weimarer Republik

Wie in der heutigen Zeit war die Kriminalpolizei zu Lebzeiten Harry Domelas für die Strafverfolgung im Auftrag 
der Staatsanwaltschaft zuständig. Erste spezialisierte Kriminalabteilungen existierten im Deutschen Reich schon 
seit dem 19. Jahrhundert. Ihr Ausbau über die Großstädte hinaus setzte jedoch erst in den 1920er Jahren ein. 
1925 entstand das preußische Landeskriminalpolizeiamt (LKPA) in personeller Verflechtung mit dem Berliner 
Polizeipräsidium. Der Umfang an Personal und Mitteln des LKPA im flächengrößten deutschen Staat verlieh der 
Berliner Kripo den Status einer inoffiziellen Zentrale. Für Kriminalpolizeiabteilungen in den anderen Ländern 
hatte sie Vorbildcharakter. 

Zu den zentralen Hilfsmitteln der Kriminalpolizei zählte eine Personenkartei, die auf die 1870er Jahre zurückging. 
Mit dem flächendeckenden Ausbau der Landespolizeistellen und Landeskriminalämter mit zentralisierten Nach-
richten- und Erkennungsdiensten wuchsen diese Datensammlungen rasant. Komplexe Karteisysteme entstanden. 
Diese enthielten neben Lichtbildern und weiteren erkennungsdienstlichen Merkmalen unter anderem Informa-
tionen aus Ermittlungsakten und Strafverfahren, Vermerke von Festnahmen, aber auch unbewiesene Verdächti-
gungen. Selbst wer ohne Vorstrafen einmal im polizeilichen Karteisystem erfasst worden war, konnte daher leicht 
ins Visier weiterer Ermittlungen geraten. 

← Einschreiben des Landeskriminal-
polizeiamts an den Oberreichsanwalt beim 
Reichsgericht, 10.12.1931
Harry Domela wurde am 5. Januar verurteilt 
und am 8. Januar 1931 entlassen, da er bereits 
zwei Monate in Untersuchungshaft verbracht 
hatte. Die bayerische Polizei schickte ihn nach 
Berlin, da er keine Aufenthaltserlaubnis für 
das Land Bayern hatte. 
 
Ein in Berlin gegen ihn anhängiges Verfahren 
wegen Betrugs wurde aus Mangel an Beweisen 
fallen gelassen. Die Ermittlungen gegen 
Domela wegen des Verdachts auf Spionage 
gingen derweil weiter. 

Bis Mai 1931 bewohnte Domela eine Wohnung 
in der Hollmannstraße. Im Dezember 1931 
hielt er sich dann bei dem Verleger und Schrift-
steller Gustav Adolf Franz Brand auf. Brand 
war Gründer der weltweit ersten Homosexu-
ellenzeitschrift „Der Eigene“ und engagierte 
sich unter anderem gegen den Paragrafen 175, 
der – in abgeschwächter Form noch bis 1994 –  
Homosexualität kriminalisierte.

Ende 1931 stellte der Oberreichsanwalt die 
Vertrauenswürdigkeit des Kölner Informanten 
in Frage und vermutete schlicht eine Personen-
verwechslung. Er stellte das Verfahren gegen 
Domela wegen Landesverrats im Dezember 
1931 ein.
BArch, R 3003/2155, Bl. 25
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↓ Vorder- und Rückseite einer Karteikarte der Geheimen Staatspolizei, „Gestapo-Kartei“, Bd. 4, 1939 
Domelas Lebensweg ab 1933 ist nur fragmentarisch überliefert. 1939 erfasste die Geheime Staatspolizei (Gestapo) seinen Namen. Im Rahmen 
der politischen Verfolgung der sogenannten Rotspanienkämpfer durch das NS-Regime geriet auch Domela ins Visier der Gestapo. Die Vorder-
seite der Karteikarte enthält Angaben zu seiner Person, darunter seine letzte Meldeadresse und Aufenthaltsorte sowie bekannte Decknamen. 
Die Rückseite gibt punktuell Aufschluss über Domelas Lebensweg während der NS-Zeit: Seine Emigration über Paris und schließlich die 
Einheiten, in denen er im Spanischen Bürgerkrieg kämpfte. Ebenfalls erwähnt sind seine Inhaftierung im französischen Internierungslager 
nach Ende des Bürgerkrieges sowie sein mutmaßlich letzter bekannter Aufenthaltsort.
BArch, R 58/9678

2

 1

 2 Aktenkunde
Die Ziffer verweist auf die Herkunft der An-
gaben innerhalb der Organisationsstruktur 
des Reichssicherheitshauptamts (RSHA), hier 
Amt IV A 2: Geheime Staatspolizei (Gestapo), 
Sabotageabwehr, Abwehrbeauftragte, politi-
sches Fälschungswesen

 1 Das Geburtsjahr 
unterscheidet sich von Domelas eigenen 
Angaben z. B. im Verhörprotokoll der 
Strafprozessakte. Welches Geburtsdatum 
stimmt, geht aus den Überlieferungen 
nicht hervor.
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Spanischer Bürgerkrieg und französische Internierungslager für Geflüchtete und Interbrigadisten

Im Spanischen Bürgerkrieg kämpften von Juli 1936 
bis April 1939 die demokratisch gewählte Regierung 
Spaniens („Republikaner“) und die rechtsgerichteten 
Putschisten unter General Francisco Franco („Natio-
nalisten“) gegeneinander. Militärische Unterstützung 
erhielt Franco durch die faschistischen Regierungen 
Italiens, Deutschlands und Portugals. Den Republika-
nern schlossen sich Kämpfer aus zahlreichen Ländern 
den Internationalen Brigaden, kurz Interbrigaden, an. 
Die Interbrigadisten, auch Rotspanienkämpfer genannt, 
hatte zum einen die Sowjetunion rekrutiert und aus-
gebildet, zum anderen die Kommunistische Internatio-
nale, ein internationaler Zusammenschluss kommunis-
tischer Parteien. 

Harry Domelas Motive, den Interbrigaden beizutreten, 
sind nicht überliefert. Belegt sind seine Gefangenschaf-
ten in verschiedenen französischen Internierungslagern, 
darunter die Lager Gurs, Saint Cyprien und Argelès-sur-
Mer. In diesen Camps unweit der spanischen Grenze 
hielten die französischen Behörden ab Februar 1939 
zehntausende ehemalige Interbrigadisten als „feind-
liche Ausländer“ fest. Auch tausende Menschen, die 
infolge des Kriegs nach Frankreich geflüchtet waren, 
fanden hier zunächst Unterkunft. Die humanitären 
Bedingungen waren meist katastrophal.

Die Gestapo ließ Gerüchte über eine straffreie Rückkehr 
ins Deutsche Reich verbreiten. Viele ehemalige Inter-
brigadisten kehrten daher nach Deutschland zurück. 
Die Gestapo verhaftete sie jedoch und verhörte, folterte 
und verurteilte sie wegen „Hochverrats“ zu mehr-
jährigen Haftstrafen. Anschließend deportierten und 
ermordeten die Nationalsozialisten viele von ihnen in 
Konzentrations- und Vernichtungslagern.

Ein Themenbeitrag und Recherche-
leitfaden mit mehr Informationen 
zum Spanischen Bürgerkrieg und 
zur Recherche in den Beständen des 
Bundesarchivs ist online abrufbar. 

← Verhörprotokoll von Max Weigand, 
Staatspolizeistelle Hamburg, 19.6.1940
Die Staatspolizeistelle Hamburg nahm im Juni 1940 
den ehemaligen Interbrigadisten Max Weigand fest. 
Er hatte unter dem Decknamen „Rudolf Seibt“ auf 
Seiten der 11. Internationalen Brigade im Spani-
schen Bürgerkrieg gekämpft. Nach Ende des Kriegs 
war er im französischen Internierungslager Gurs 
inhaftiert. Im Mai 1940 gelang ihm die Rückkehr 
nach Hamburg, wo ihn die Gestapo kurz darauf 
verhaftete. Vermutlich unter Folter verriet Weigand 
Namen weiterer Interbrigadisten. Er erwähnte 
auch seine Begegnung mit Harry Domela im 
Internierungslager Saint Cyprien. 
BArch, R 3017/27913, Bl. 17

↑  Interbrigadisten im französischen Internierungslager 
Argelès-sur-Mer, 1939/1940
BArch, BildY 1-1163-6086
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↑ Vorder- und Rückseite der Karteikarte der Geheimen Staatspolizei zu Jef Last, „Gestapo-Kartei“, Bd. 4, 1939
Jef Last war ein niederländischer Schriftsteller und kämpfte ebenfalls im Spanischen Bürgerkrieg. Last war zeitweilig Kampf- und Lebens
gefährte von Harry Domela. Von beiden sind Briefwechsel erhalten, die Auskunft über Domelas Lebensweg nach 1945 geben. Diese sind 
online im International Institute of Social History, Amsterdam abrufbar. Demnach konnte Domela durch Kontakte zum französischen Schrift-
steller André Gide aus einem französischen Internierungslager über Luxemburg, Kuba und Jamaika nach Venezuela emigrieren. Im Exil in 
Maracaibo lebte er unter seinem Decknamen „Victor Zsajka“ als Zeichenlehrer. Last bestätigte gegenüber den venezolanischen Behörden die 
Identität Zsajkas als Harry Domela. Domela starb mutmaßlich 1979.
BArch, R 58/9687
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Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs im Mai 
1945 verschwand der Nationalsozialismus zwar 
als Staatsideologie, jedoch nicht als politische 
Überzeugung. In den Jahren nach dem Krieg 
bildeten sich in Westdeutschland Netzwerke ehe-
maliger NS-Funktionäre, die versuchten, wieder 
politischen Einfluss zu erlangen. Eines dieser 
Netzwerke war der sogenannte Naumann-Kreis, 
benannt nach Werner Naumann, einem ehema-
ligen Staatssekretär im Propagandaministerium 
unter Joseph Goebbels.

Der Naumann-Kreis verfolgte ab den frühen 
1950er Jahren eine subtile Strategie: Statt eine 
offen neonazistische Partei zu gründen, ver-
suchten die ehemaligen NS-Eliten, politische 
Organisationen und Parteien zu unterwandern, 
insbesondere die FDP. Ziel war es, das national-
sozialistische Gedankengut zu bewahren sowie 
die nationalsozialistische Herrschaft wieder
herzustellen.

Die Mitglieder des Naumann-Kreises setzten 
dazu vor allem auf diese Strategien:
•	Eintritt ehemaliger Nationalsozialisten  

in die FDP
•	Aufbau innerparteilicher Netzwerke
•	Übernahme von Schlüsselpositionen  

in den Landesverbänden der FDP

Werner Naumann knüpfte schnell Kontakte zu 
ehemaligen NS-Funktionären, darunter frühere 
Gauleiter, hohe SS-Offiziere und Ministerial-
beamte. Weitere Funktionäre aus Verwaltung, 
Propaganda und Partei, die nach dem Krieg 
neue Positionen in Wirtschaft, Justiz und Politik 
gefunden hatten, kamen dazu. Unter Naumanns 
Leitung versammelten sich diese in Düsseldorf 
zu sogenannten „Stammtischen“ – eine harmlos 
klingende Bezeichnung für ihre Treffen, bei 
denen sie ihre nationalsozialistischen Über-
zeugungen pflegten. Zusätzlich bildete sich 
der „Hamburger Kreis“, den Gustav Adolf Scheel, 
der ehemalige Gauleiter von Salzburg, leitete. 

Auf dem richtungsweisenden Bundesparteitag 
der FDP Ende 1952 in Bad Ems versuchte 
der nordrhein-westfälische FDP-Chef und 
spätere Verleger Friedrich Middelhauve, das 
nationalistische „Deutsche Programm“ gegen das 
bestehende moderate „Liberale Manifest“ durch-
zusetzen. Obwohl sein Vorstoß knapp scheiterte, 
ging Middelhauve dennoch als Sieger hervor: 
Er wurde stellvertretender Parteivorsitzender, 
ernannte den ehemaligen NS-Ministerialrat 
Wolfgang Diewerge zu seinem Sekretär und 
verordnete der FDP einen klaren Rechtskurs. 

2 
Getarnt und vernetzt 

Wie der Naumann-Kreis die Bundesrepublik 
unterwandern wollte
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Die britischen Besatzungsbehörden beobachteten 
den Naumann-Kreis kritisch. Im Januar 1953 
erfolgte die Verhaftung von Naumann und 
sechs weiteren Personen durch die britische 
Besatzungsmacht. Es bestand der Verdacht einer 
koordinierten, neonazistischen Verschwörung, 
die auf den Sturz der Bonner Regierung hinarbeite. 

Doch trotz der Erhebung schwerer Vorwürfe und 
der Beschlagnahmung von Beweismaterial stellte 
die Staatanwaltschaft das Verfahren gegen Nau-
mann und andere beschuldigte Funktionäre 1954 
mangels Beweisen ein. Naumann kam bereits im 
Sommer 1953 aus der Untersuchungshaft frei 
und lebte anschließend weitgehend unbehelligt.

Der Naumann-Kreis stellte einen der spektaku
lärsten Versuche von ehemaligen NS-Eliten dar, 
die junge Bundesrepublik gezielt zu unterwandern. 
Viele ehemalige nationalsozialistische Funktionäre 
gelangten zwar auch in anderen Bereichen wie 
Parteien, Justiz und Verwaltung wieder in einfluss-
reiche Positionen, doch eine derart organisierte 
und politisch gezielte Aktion gab es nur einmal.

Der Fall macht deutlich, dass die Entnazifizierung 
in der Bundesrepublik in vielen Bereichen un-
vollständig blieb. Nationalsozialistische Vorstel-
lungen und Netzwerke wirkten auch nach 1945 
noch fort. Die junge Demokratie war in ihren 
Anfangsjahren anfällig und ungefestigt, jedoch 
ohne dass dadurch die demokratische Ordnung 
der Bundesrepublik ernsthaft gefährdet wurde. 

←  Werner Naumann in Uniform  
als SS-Brigadeführer, April 1944 
BArch, Bild 183-J24332 / o.Ang.
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→	 Ernennung Werner Naumann 
zum Staatssekretär, 24.4.1944
BArch, R 43 II/1150

Werner Naumann (1909–1982) war promovierter Volkswirt, Mitglied der NSDAP und SS-Brigadeführer. 
Während des Zweiten Weltkriegs gehörte er zum engeren Umfeld von Joseph Goebbels, zunächst als dessen 
persönlicher Referent und später als Staatssekretär im Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda. 
Nach 1945 lebte Naumann zunächst unter falschem Namen in Süddeutschland. Das Straffreiheitsgesetz von 
1949 ermöglichte ihm 1950 die Rückkehr in die Öffentlichkeit. Er ließ sich in Tübingen nieder und arbeitete an-
schließend in Düsseldorf für die Import-Export-Firma Cominbel, die Herbert Lucht gehörte. Beide kannten sich 
aus ihrer gemeinsamen Tätigkeit im nationalsozialistischen Propagandaapparat, insbesondere im besetzten Paris. 
Anfang der 1950er Jahre formierte sich um Naumann ein Netzwerk ehemaliger NS-Funktionäre, der sogenannte 
Naumann-Kreis.
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↑	 Fernschreiben im Auftrag des Parteivorsitzenden der FDP Franz Blücher an Hans Ritter von Lex,  
Staatssekretär im Bundesministerium des Innern, 7.7.1952
Anlass war ein Antrag der Sozialistischen Reichspartei (SRP). Franz Blücher war von 1949–1954 Parteivorsitzender der FDP. 
Sein schriftlicher Nachlass wird im Bundesarchiv verwahrt. 
BArch, N 1080/248, Bl. 29

Unterwanderung politischer Strukturen 

Der Naumann-Kreis erkannte früh, dass ein offen neonazistischer Parteiaufbau kaum Erfolgschancen 
hatte. Stattdessen setzte er auf Infiltration. Dabei richtete sich der Fokus vor allem auf die FDP, die in 
der frühen Bundesrepublik ein breites politisches Spektrum abdeckte – von liberal-demokratisch bis 
nationalkonservativ – und in Regierungsverantwortung stand. Zu den wichtigsten Mitstreitern Werner 
Naumanns gehörten Karl Kaufmann (ehemaliger Reichsstatthalter in Hamburg), Ernst Achenbach (ehe-
maliger Diplomat im besetzten Frankreich) und Gustav Adolf Scheel (früherer Reichsstudentenführer).
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↑ →	 Bericht des Bundesjustizministers und Fraktionsvorsitzenden der FDP im Deutschen Bundestag Thomas Dehler 
an den Bundesvorstand der FDP über die Vorkommnisse im Landesverband Niedersachsen der FDP, 10.6.1953 (Auszug)
Insgesamt gehörten 123 Personen zu den verschiedenen Gruppen um Naumann. 14 davon arbeiteten in der NS-Zeit auch 
im Reichspropagandaministerium; viele in führenden Positionen beispielsweise als Abteilungsleiter. 
BArch, N 1080/248, Bl. 119f.
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zählten zum Netzwerk um Naumann

123 Personen
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Mitstreiter aus dem NS-Propagandaministerium 

Zwei Mitglieder des Naumann-Kreises waren besonders wichtig für die Verbindungen zur FDP: 
Horst Huisgen und Wolfgang Diewerge.

Huisgen war in der NS-Zeit in der Propaganda tätig. Nach 1945 trat er der FDP bei und machte 
dort Karriere: Erst als Geschäftsführer des niedersächsischen Landesverbands, später als Land-
tagsabgeordneter und schließlich stellvertretender Fraktionsvorsitzender.

Diewerge hatte ebenfalls im Propagandaministerium gearbeitet und dort eine führende Rolle, 
unter anderem im Rundfunk. Er war an antisemitischer Propaganda beteiligt, die im Vorfeld der 
Novemberpogrome 1938 verbreitet wurde und zu deren ideologischer Rechtfertigung beitrugen. 
In den 1950er Jahren arbeitete er als enger Mitarbeiter des führenden FDP-Politikers in Nord-
rhein-Westfalen, Friedrich Middelhauve, der die Partei stärker nach rechts ausrichten wollte.

 
 
 
←  Thomas Dehler, Bundesminister  
der Justiz 1949–1953,  
BArch, B 145 Bild F001091-0027/  

Unterberg, Rolf

 
Thomas Dehler (1897–1967) war ein bedeutender FDP-Politiker in der frühen Bundesrepublik.  
Er war von 1949 bis 1953 Justizminister im ersten Kabinett unter Bundeskanzler Konrad Adenauer 
und anschließend von 1954 bis 1957 Bundesvorsitzender der FDP.

Vor allem seine scharfen Reden im Bundestag machten ihn bekannt; dabei kritisierte er beson-
ders die Deutschlandpolitik Adenauers. Gleichzeitig trug er dazu bei, das Profil der FDP und des 
Liberalismus in Deutschland zu schärfen.

Thomas Dehler bildete mit Alfred Onnen und Fritz Neumayer die parteiinterne Untersuchungs
kommission zur Aufklärung der Affäre um den Naumann-Kreis.
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↑ →	 Auflistung von Beweismitteln im Zuge der Verhaftung von Naumann und weiteren  
sechs Personen durch die britischen Besatzungsbehörden, 6.7.1953
Zu den Personen, die 1953 zusammen mit Naumann verhaftet wurden, gehörte der ehemalige Mitarbeiter des NS-Propaganda
ministeriums Karl Scharping, der im Rundfunkbereich tätig gewesen war und dort eine leitende Funktion innehatte. 
Die Ermittlungen gegen Naumann erfolgten unter anderem wegen des Verdachts staatsgefährdender Aktivitäten, darunter 
Landesverrat, die Bildung bewaffneter Gruppen sowie die Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole.
BArch, B 362/5773, Bl. 127, 130
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↓	 Anfrage der Oberpostdirektion an den Bundesgerichtshof zur Einrichtung 
der Fernsprechtechnik für die Prozessberichterstattung, 22.6.1953
Das internationale Interesse am Prozess gegen Werner Naumann war sehr hoch, 
insbesondere seitens der britischen Besatzungsmacht. 
BArch, B 362/5773, Bl. 46
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↑	 Aktendeckel der Strafverfahrensakte des Bundesgerichtshofs 
gegen Naumann und sieben Mitverschwörer, 15.7.1953
BArch, B 362/5774
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↑	 Vernehmung von Naumann am 15.7.1953 (Auszug)
Eine Justizangestellte erfasste Naumanns Aussagen stenografisch, übertrug sie anschließend, 
las sie ihm vor und ließ sie gegebenenfalls von ihm berichtigen oder ergänzen.
BArch, B 362/5774, Bl. 1f.
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↓ →	 Antrag zur Aufhebung des Haftbefehls gegen Werner Naumann,  
Schreiben seines Verteidigers Friedrich Grimm an Bundesrichter Scharpenseel, 20.7.1953
BArch, B 362/5774, Bl. 146, 150
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Friedrich Wilhelm Johannes Grimm (1888–1959) war ein deutscher Strafverteidiger, der vor allem durch seine 
Beteiligung an politischen Prozessen während der Weimarer Republik, der NS-Zeit und der frühen Bundes
republik bekannt wurde. Er war Mitglied der NSDAP. Im Reichstagsbrandprozess von 1933 trat Grimm erstmals 
im Auftrag der nationalsozialistischen Regierung auf. Ab 1949 arbeitete er in der Bundesrepublik wieder als 
Rechtsanwalt. Er verteidigte wiederholt ehemalige NS-Täter und relativierte deren Verbrechen. Zudem unterhielt 
er Verbindungen zu Akteuren des Naumann-Kreises.



36

↑	 Aufhebung des Haftbefehls gegen Werner Naumann, 28.7.1953 (Auszug)
Nach wenigen Monaten Untersuchungshaft entließen die Behörden Naumann wieder und entlasteten ihn schließlich 
vom Verdacht, Umsturzabsichten verfolgt zu haben. Die Staatsanwaltschaft stellte 1954 das Verfahren ein.
BArch, B 362/5774, Bl. 214
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↓	 Erklärung Naumanns nach seiner Haftentlassung. Niederschrift des Presse- und 
Informationsamts der Bundesregierung an Bundeskanzler Konrad Adenauer, 31.7.1953
BArch, B 145/1592

Politsche und öffentliche Reaktionen 

Bundeskanzler Adenauer blieb von der Schuld Naumanns überzeugt und zeigte auch öffentlich wenig Verständnis 
für dessen Haftentlassung. Er war jedoch erleichtert, dass die Gruppe um Naumann noch vor der Bundestags-
wahl 1953 aufgedeckt und zerschlagen wurde. Die Führung der FDP reagierte zunächst mit empörter Zurück-
weisung, ohne jedoch unmittelbar Konsequenzen zu ziehen. Zwar äußerten einzelne Mitglieder Sorge über den 
Einfluss rechtsradikaler Kräfte, doch erst Ende März 1953 änderte sich die Haltung deutlich: Führende Politiker 
sprachen nun offen von der Gefahr eines möglichen Wiederauflebens nationalsozialistischer Strukturen und sogar 
von einem Versuch der Machtübernahme.

Trotz dieser späten Einsicht blieb das öffentliche und politische Interesse an der Vergangenheit der Beteiligten, 
ihren Motiven und Zielen insgesamt gering. Konkrete personelle Konsequenzen wurden kaum gezogen.
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↑	 Plakat zu einem Vortrag Werner Naumans bei einer Veranstaltung der Deutschen Reichspartei (DRP), 1953
Auch nach seiner Haftentlassung hielt Naumann weiterhin Kontakt zu sogenannten rechten Kreisen, darunter 
zur Deutschen Reichspartei. Für diese ging er als Spitzenkandidat in Niedersachsen zur Bundestagswahl 1953 
in den Wahlkampf. Um seine Wahl zu verhindern, stufte ihn ein beschleunigtes Entnazifizierungsverfahren als 
belastet ein. Dadurch verlor er das aktive und passive Wahlrecht und konnte nicht kandidieren.
BArch, Plak 005-023-033 / Herausgeber: Deutsche Reichspartei, Landesverband Baden-Württemberg
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←	 Werner Naumann (r.) bei einer Veranstaltung 
mit Wilhelm von Grolman, deutscher Politiker  
und ehemaliger nationalsozialistischer Polizei-
beamter, 1977 (Auszug)
Naumann war bis zu seinem Ruhestand 1974 
Direktor der Busch-Jaeger-Metallwerk GmbH in 
Lüdenscheid. Am 25. Oktober 1982 verstarb er.
BArch, N 661/33

←	 Werner Naumann (l.)  
mit Hans-Ulrich Rudel, 4.9.1953
Rudel war überzeugter Nationalsozialist und 
im Zweiten Weltkrieg Schlachtflieger und 
hochdekorierter Offizier der Wehrmacht. 
Er folgte Naumann als Spitzenkandidat der DRP 
in der Bundestagswahl 1953.
BArch, Bild 183-21125-0004
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In diesem Kapitel geht es um ein Gewalt

verbrechen und Tötungsdelikte. Es enthält 

Darstellungen eines sensiblen Themas, das auf 

manche Menschen verstörend wirken könnte.

In der Nacht vom 19. auf den 20. Januar 1969 
überfielen zwei Männer ein Munitionsdepot 
der Bundeswehr in Landsweiler bei Lebach. 
Sie erschossen drei der fünf Wachsoldaten 
des Fallschirmjägerbataillons 261, zwei weitere 
verletzten sie schwer. Nur einer von ihnen 
überlebte. Die Täter erbeuteten Waffen und 
Munition und entkamen unerkannt. Der Über-
fall entwickelte sich zu einem der bis dahin 
aufwendigsten Kriminalfälle der Bundesrepublik 
und führte später zu einem richtungsweisenden 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts. 

Soldaten einer anderen Kompanie entdeckten 
die Tat am nächsten Morgen, was einen Groß-
alarm bei Polizei und Bundeswehr auslöste. Der 
Generalbundesanwalt übernahm die Ermittlun-
gen. Die Sonderkommission „Lebach“ des Bun-
deskriminalamts und der Landespolizei Saarland 
arbeitete mit dem Militärischen Abschirmdienst 
an der Aufklärung. Das Tatmotiv war zunächst 
unklar: Vermutungen reichten von politisch mo-
tivierter Gewalt bis zu Beschaffungskriminalität.

Am Tag nach dem Überfall begann die 
öffentliche Fahndung. Polizei und Bundeswehr 
durchsuchten die Umgebung nach Spuren. 
Für damalige Verhältnisse waren die Ermitt-
lungen außergewöhnlich umfangreich: Rund 
100 Kriminalbeamtinnen und -beamte sowie 
Kräfte der Landespolizei gingen hunderten 
Hinweisen nach und werteten tausende Spuren 
aus. Trotz dieser Anhaltspunkte und dem großen 
öffentlichen Interesse blieb die Fahndung 
zunächst erfolglos. 

Durch Briefe, die die Täter an die Presse schick-
ten, kam neue Bewegung in die Ermittlungen. 
Die Täter gaben sich als Mitglieder einer 
Verbrecherorganisation aus und drohten mit 
weiteren Anschlägen. Überfall und Drohungen 
sollten Angst in der Gesellschaft erzeugen und 
spätere Erpressungen erleichtern. Die Ermittlungs-
behörden stuften die Briefe als authentisch ein. 

Mitte Februar 1969 scheiterte ein Erpressungs-
versuch gegen einen Münchener Finanzmakler, 
da dieser sich an die Polizei wandte. Anschlie-
ßend nahmen die Täter eine bekannte Hell-
seherin ins Visier. Unter dem Namen „Dr. Sardo“ 
vereinbarten sie einen Termin. Die Hellseherin 
war misstrauisch und notierte sich das Auto-
kennzeichen ihrer vermeintlichen Kunden. 

3 
Der Soldatenmord  
von Lebach

Tödlicher Überfall auf ein Bundeswehrdepot
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Nach einer Sendung von „Aktenzeichen XY … 
ungelöst“ meldete sich die Hellseherin mit 
diesem entscheidenden Hinweis bei den Er-
mittlungsbehörden. Gut drei Monate nach der 
Tat erfolgte die Verhaftung der beiden Täter und 
eines Komplizen: Drei Männer, Mitte zwanzig 
aus Landau, die durch Gelddiebstahl ein sorgen-
freies Leben im Ausland aufbauen wollten. Die 
beiden Haupttäter erhielten lebenslange Frei-
heitsstrafen wegen vierfachen Mordes, besonders 
schweren Raubes und versuchter Erpressung. 
Der Tatgehilfe bekam eine Freiheitsstrafe von 
sechs Jahren wegen Beihilfe.

Drei Jahre nach dem Überfall plante das ZDF 
einen Dokumentarfilm über den Fall. Der Film 
zeigte die Gesichter der Täter und nannte ihre 
Namen. Dagegen klagte der Tatgehilfe. Das Bun-
desverfassungsgericht untersagte daraufhin 

die Ausstrahlung. Das sogenannte Lebach-Urteil 
prägte die Rechtsauffassung zur Abwägung 
zwischen öffentlichem Informationsinteresse, 
Resozialisierung und Persönlichkeitsschutz. 
Seitdem werden in bundesdeutschen Medien 
Namen und Gesichter von straffälligen Personen 
anonymisiert. Ausnahmen bilden in engem 
Maße richterlich genehmigte Öffentlichkeits-
fahndungen durch Strafermittlungsbehörden 
oder Offenkundigkeit.

Die Quellen dieses Kapitels dokumentieren den 
Tathergang, die Ermittlungen und die spätere 
juristische Auseinandersetzung. Die Namen der 
Täter wurden anonymisiert. Weitere Schwärzun-
gen dienen dem Schutz der Persönlichkeitsrechte 
der Opfer, ihrer Angehörigen sowie von Personen 
der Ermittlungsbehörden.

↑	 Luftbild der Standortmunitionsniederlage 461/1 in Landsweiler bei Lebach im Saarland
Zum Zeitpunkt des Überfalls waren fünf Soldaten des Fallschirmjägerbataillons 261 zum Wachdienst eingeteilt.  
Durch ein Loch im Zaun gelangten die Täter aus dem angrenzendem Waldstück unentdeckt auf das Gelände.  
Alle wachhabenden Soldaten befanden sich zu diesem Zeitpunkt im Wachgebäude.
BArch, BW 2/7945 
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→ Tatortskizze der  
Spurensicherung, 17.2.1969
Die Täter überraschten vier der fünf 
wachhabenden Soldaten im Schlaf. 

Legende:  
Kal. – Kaliber 
Luftmatr. – Luftmatratze
Schlüsselschr. m. versch. Schl. – 
Schlüsselschrank mit verschiedenen 
Schlüsseln
Mun.-Bunker – Munitionsbunker
San.-Ausr.-Tr.-Arzt – Sanitätsausrüstung 
Truppenarzt
KM – Kriminalmeister
1. LL. Div. – 1. Luftlande-Division
BArch, BW 2/945

← Spurensicherung: Schuhabdrücke
Bei der Untersuchung des Tatorts sicherten die Ermittlungs
behörden zwei unterschiedliche Fußspuren. Links die Schuhspur,  
die die Ermittler als „Caravelle“ identifizierten, rechts die 
Schuhspur „Exquisit“. Die Ermittelnden gingen aufgrund der 
Spurenlage von zwei Tätern aus.  
BArch, B 131/1818



43

← Aufnahme des Wachgebäudes 
während der Spurensicherung
Da die Täter die Telefonleitung 
durchtrennten, entdeckten 
Soldaten einer anderen Kompanie 
die Tat erst am Morgen nach dem 
Überfall.
BArch, B 131/1849
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←↑	 Bericht an den Bundesminister der Verteidigung (vom 21.1.1969 (Auszug) 
Ein Regierungsinspektor der Bundeswehr meldete den Überfall auf das Munitionsdepot an Bundesverteidigungsminister 
Gerhard Schröder (CDU) als Befehlshaber der Bundeswehr. Von den zwei lebensgefährlich verletzten Soldaten verstarb einer 
an seinen schweren Verletzungen am 4. März 1969. Die Zahl der Todesopfer des Überfalls stieg damit auf vier. 
Der einzige Überlebende konnte aufgrund mehrfacher Schuss- und Stichverletzungen erst Ende März 1969 aus dem 
Krankenhaus entlassen werden. 
BArch, BW 1/77566, Bl. 5f.
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153. Kabinettssitzung der Bundesregierung und die Wachvorschriften der Bundeswehr 

Neben der Spurensicherung und Fahndung nach den 
Tätern war auch die Frage nach Fehlverhalten und 
möglichen Mängeln bei den Wachvorschriften inner-
halb der Bundeswehr Teil der Ermittlungen.

Zwei Tage nach der Tat, am 22. Januar 1969, war der 
Überfall Thema der 153. Kabinettssitzung der Bun-
desregierung. Bundeskanzler Kiesinger ließ sich über 
den Stand der Ermittlungen unterrichten. Außerdem 
erörterte das Kabinett, ob Wachvorschriften verletzt 
worden waren. 

Das Protokoll der  
153. Kabinettssitzung  
ist hier einsehbar.

Das Verbrechen in Lebach war ein Auslöser für interne 
Ermittlungen zu fehlender Wachmoral und verbesse-
rungswürdigen Wachvorschriften bei der Bundeswehr. 

←	 Skizze der Streifenwege  
des Wachdienstes am 
Munitionslager, 24.1.1969
Vier Munitionsbunker öffneten 
die Täter mit den gewaltsam 
entwendeten Schlüsseln. 
BArch, BW 2/7945

↑	 Letzte Kabinettssitzung der Großen Koalition unter 
Vorsitz von Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger, 23.9.1969
BArch, B 145 Bild-00079499 / Wegmann, Ludwig
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Video „Die Zeit unter der Lupe“, 28.1.1969 
Der Fall stieß auf großes öffentliches Interesse. Eine 
breite mediale Berichterstattung begleitete die Ermitt-
lungen eng. Die Wochenschau zeigt den Besuch des 
Bundesverteidigungsministers Gerhard Schröder in der 
Graf-Haeseler-Kaserne in Lebach sowie Bilder von der 
Trauerfeier für die Opfer. (Minute 0:00–1:42) 
BArch, 63484 (ID: 33092),  
Bundesrepublik Deutschland (Filmstill)

Der Beitrag ist im  
Digitalen Lesesaal  
zum Anschauen verfügbar.

←  Fahndungsaufruf zur 
Tatwaffe, 13.2.1969
Für Hinweise, die zur Aufklärung 
des Verbrechens führten, waren 
hohe Belohnungen ausgesetzt.
BArch, B 131/1824
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↑ →	 Bericht des Bundesministeriums für Justiz (BMJ) auf Grundlage eines Berichts des 
Generalbundesanwalts über den Verlauf der bisherigen Ermittlungen, 5.2.1969 (Auszug) 
BArch, BW 2/14497
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↓ Abschrift des Briefes der Täter an die Bild-Zeitung, 27.1.1969
Die Täter legten dem Schreiben zwei Seiten aus dem gestohlenen Wachbuch des Munitionsdepots bei. Die Ermittlungs-
behörden stuften den Brief als authentisch ein, da er Täterwissen enthielt. Als Absender war die „MAFIA“ angegeben.
BArch, BW 2/14497
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↑ Munitionskisten in Bunker Nr. 9  
des Munitionsdepots nach dem Überfall
BArch, B 131/1849

↑ Vermerk der Sonderkommission zu fehlender Munition, 3.2.1969
Infolge des mutmaßlichen Täterschreibens an die Presse erfolgte 
eine erneute Prüfung der Bestände des Munitionsdepots.
BArch, B 131/1825



52

↑ Auszug aus der Anklageschrift des Leitenden Oberstaatsanwalts beim Landgericht Saarbrücken, 3.4.1970
Die Staatsanwaltschaft schildert, wie die drei Täter nach dem Überfall mit den erbeuteten Waffen Geld erpressen wollten, 
um sich ins Ausland absetzen und dort ein sorgenfreies Leben führen zu können. Ihre Briefe an die Presse sollten dazu dienen, 
die Öffentlichkeit einzuschüchtern, um so ihr Ziel zu erreichen. Der Erpressungsversuch eines prominenten Münchener Finanz-
maklers scheiterte jedoch, da dieser die Polizei alarmierte anstatt auf die Forderungen der Erpresser einzugehen. 
BArch, BW 1/77566 
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↑ Schreiben des Militärischen Abschirmdienstes (MAD) zur Information über die Bitte der Sonderkommission um Amtshilfe 
bei den Dreharbeiten für einen Fahndungsaufruf in der ZDF-Sendung „Aktenzeichen … XY ungelöst“, 28.3.1969
Die Ausstrahlung der Sendung am 11.4.1969 brachte 2.600 neue Hinweise, darunter einen entscheidenden: Das Auto-
Kennzeichen der Täter. Eine bekannte Wahrsagerin hatte sich dieses notiert, nachdem die Täter als vermeintliche Kunden 
unter dem Pseudonym „Dr. Sardo“ bei ihr einen Termin wahrnehmen wollten. Als dieser Name in der Sendung genannt wurde, 
meldete sie sich bei den Ermittlungsbehörden. Ihr Hinweis verhalf zur Verhaftung der beiden Haupttäter am 26.4.1969.
BArch, BW 2/14497 
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↑ →	 Bericht zum Ermittlungsverfahren wegen Mordes gegen die beiden Hauptangeklagten, 4.6.1969 (Auszug)
Der Generalbundesanwalt gab die Zuständigkeit an den Oberstaatsanwalt beim Landgericht Saarbrücken ab, da kein politisches 
Motiv für die Tat vorlag und die drei Täter nicht als kriminelle Vereinigung eingestuft wurden – auch wenn sie selbst dieses Bild 
öffentlich verbreiteten. Den Tatgehilfen klagte die Staatsanwaltschaft wegen Beihilfe zu den Morden an.
BArch, BW 1/77566, Bl. 11f.

Das gesamte Dokument 
ist online einsehbar. 
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Siegfried Buback (1920–1977) war zum Zeitpunkt der Ermitt
lungen zuständiger Oberstaatsanwalt beim Bundesgerichts-
hof. Ab 1974 hatte er das Amt des Generalbundesanwalts inne. 
Mitglieder der zweiten Generation der Roten-Armee-Fraktion 
(RAF) ermordeten ihn, seinen Fahrer und den Leiter der Fahr-
bereitschaft am 7. April 1977 in Karlsruhe. Die Identität der 
RAF-Mitglieder, die die tödlichen Schüsse abgaben, ist bis heute 
nicht zweifelsfrei geklärt.

←  Siegfried Buback auf der Bundespressekonferenz, 28.4.1975
BArch, B 145 Bild-F045376-0007A / Reineke, Engelbert
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↑ →	 Urteil des Landgerichts Saarbrücken vom 3.12.1970 (Auszug)
Das Gericht verurteilte die beiden Haupttäter wegen Mordes, besonders schwerem Raub und versuchter Erpressung zu lebens-
langen Freiheitsstrafen. Der Tatgehilfe erhielt wegen Beihilfe zu den Verbrechen eine Freiheitsstrafe von sechs Jahren.
BArch, BW 1/77566
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↑ →	 Leitsätze zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur 
Ausstrahlung einer ZDF-Sendung über die Lebach-Morde, 5.6.1973
BArch, B 237/91141
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Lebach-Urteil 

Drei Jahre nach der Tat wollte das ZDF einen Dokumentar-Fernsehfilm über die Tat veröffentlichen. Der Film 
zeigte die Gesichter der Täter und nannte ihre Namen. Der Tatgehilfe klagte gegen die Ausstrahlung vor Zivil-
gerichten, scheiterte jedoch. Daraufhin legte er Beschwerde vor dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) ein. 
Dieses musste nun bei der Urteilsfindung zwischen dem Informationsinteresse der Öffentlichkeit im Rahmen 
der Informationsfreiheit, der Rundfunkfreiheit und dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht abwägen, die alle 
im Grundgesetz verankert sind. Das Gericht entschied, eine einstweilige Anordnung zu erlassen und untersagte 
die Ausstrahlung der TV-Dokumentation. 

Der verfassungsrechtliche Schutz der Persönlichkeit lasse es nicht zu, dass sich über die aktuelle Bericht
erstattung hinaus ein Fernsehspiel zu einem späteren Zeitpunkt mit der Person eines Straftäters und seiner 
Privatsphäre befasse. Das Bundesverfassungsgericht sah aufgrund der zeitlichen Spanne zwischen dem 
Ereignis und der Ausstrahlung die Resozialisierung der Täter als gefährdet an.

Dieses Grundsatzurteil hatte zur Folge, dass seitdem in bundesdeutschen Medien Namen und Gesichter von 
straffälligen Personen anonymisiert werden müssen. Ausnahme davon bilden in engem Maße richterlich geneh-
migte Öffentlichkeitsfahndungen durch Strafermittlungsbehörden oder unter Umständen die Offenkundigkeit 
der Informationen.
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Mitten im Kalten Krieg gelang es DDR-Spionen, 
bis in das Herz des westdeutschen Verteidigungs-
apparates vorzudringen. Über Jahre hinweg 
blieben Informationsabflüsse unbemerkt, ob-
wohl hochsensible Dokumente betroffen waren. 

Der sogenannte Spionagefall Lutze war 
eine  schwerwiegende Spionageaffäre in der 
Bundesrepublik Deutschland während des 
Ost-West-Konflikts. Im Mittelpunkt stand 
Lothar-Erwin Lutze (1940–2021), ein Mitarbeiter 
des Bundesministeriums der Verteidigung, der 
über Jahre hinweg geheime und streng geheime 
Informationen an die Auslandsspionage der DDR 
weitergegeben hatte. Die Affäre offenbarte 
erhebliche Sicherheitslücken und zog weit-
reichende politische Konsequenzen bis in die 
Führungsspitze der Bundeswehr nach sich. 

Lothar-Erwin Lutze hatte bereits während 
seiner Zeit bei der Bundeswehr für die DDR-
Spionage gearbeitet und blieb auch danach als 
inoffizieller Mitarbeiter (IM) des Ministeriums 
für Staatssicherheit aktiv. 1972 heiratete er Renate 
Uebelacker und gewann sie noch im selben Jahr 
für nachrichtendienstliche Tätigkeiten. In ihrer 
Position als Chefsekretärin im Verteidigungs-
ministerium hatte auch sie direkten Zugang zu 
sensiblen Dokumenten.

Nach dem Ausscheiden aus der Bundeswehr 
arbeitete Lutze bei verschiedenen Arbeitgebern. 
1973 wechselte er ebenfalls in das Verteidigungs-
ministerium und übernahm dort zunehmend 
verantwortungsvolle Aufgaben. Später arbeitete 
er in der Rüstungsabteilung und erhielt Einblick 
in hochsensible Unterlagen mit Geheimhal-
tungsstufen wie „GEHEIM“, „US-SECRET“ und 
„NATO-SECRET“. Zu seinen Aufgaben gehörten 
unter anderem die Verwaltung von Verschluss-
sachen, die Bearbeitung von NATO-Dokumenten 
sowie die Vorbereitung von Ausschusssitzungen. 
Er befasste sich zudem mit dem NATO-
Pipeline-System, einem zentralen Element 
der militärischen Versorgung. Aufgrund seiner 
weitreichenden Zugriffsrechte und unzureichen-
der Sicherheitskontrollen konnte er Materialien 
unbemerkt kopieren oder fotografieren, sowohl 
im Ministerium als auch außerhalb.

Zum Spionagenetzwerk gehörte neben dem 
Ehepaar Lutze auch Jürgen Wiegel, ein Mit-
arbeiter der Marine-Rüstungsabteilung. Die 
Ermittlungsbehörden enttarnten das Netzwerk 
eher indirekt, als sie nach der Festnahme eines 
weiteren Agentenpaares Hinweise auf Wiegel 
und damit auf das gesamte Netzwerk fanden.

4 
Der Verrat geheimer 
Informationen

Spionage im Verteidungsministerium
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Am 2. Juni 1976 nahmen die Behörden 
Lothar-Erwin Lutze, seine Frau Renate und 
Jürgen Wiegel wegen Verdachts geheimdienst-
licher Tätigkeit gegen die Bundesrepublik 
Deutschland vorläufig fest. Am darauffolgenden 
Tag erließ der Ermittlungsrichter beim Bundes-
gerichtshof Haftbefehl. In der Folge durch-
suchte das Bundeskriminalamt Wohnungen 
und Arbeitsplätze der Beschuldigten. 

1978 erhob der Generalbundesanwalt Anklage 
wegen schweren Landesverrats. Das Hauptver-
fahren vor dem 5. Strafsenat des Oberlandes-
gerichts Düsseldorf begann am 20. April 1978. 
Ein Jahr später verurteilte das Gericht Lothar-
Erwin Lutze zu zwölf Jahren Freiheitsstrafe, seine 
Frau zu sechs Jahren. Beide mussten ihre Strafen 
jedoch nicht vollständig verbüßen. Renate Lutze 
kam 1981, Lothar Erwin Lutze 1987 im Rahmen 
von Agentenaustauschen an der innerdeutschen 
Grenze vorzeitig frei.

Der Deutsche Bundestag setzte im Dezember 1977 
einen Untersuchungsausschuss ein. Dieser kam zu 
dem Ergebnis, dass Lutze und seine Mitstreiter mit 
vergleichsweise einfachen Mitteln einen außerge-
wöhnlich großen Spionageerfolg erzielen konnten, 
vor allem aufgrund mangelhafter Kontrollen 
und organisatorischer Versäumnisse. Kritisiert 
wurden zudem die internen Informationswege 
sowie die unzureichende Unterrichtung des 

Bundesverteidigungsministers durch seine Mit-
arbeiter.

Die politischen Folgen waren erheblich. Der 
damalige Generalinspekteur der Bundeswehr, 
Harald Wust, reichte seinen Rücktritt ein und ging 
in den Ruhestand. Das Verteidigungsministerium 
leitete zahlreiche Maßnahmen zur Verbesserung 
der Spionageabwehr ein, darunter die Einrichtung 
spezieller Sicherheitsreferate und eine Intensi-
vierung der Sicherheitsüberprüfungen.

Auch in der Öffentlichkeit fand der Fall große 
Beachtung. Der Journalist Karl Feldmeyer erhielt 
1978 für seine Berichterstattung den renommier-
ten Theodor-Wolff-Preis.

Der Spionagefall Lutze gilt bis heute als ein-
drückliches Beispiel für die Gefahren interner 
Sicherheitslücken in staatlichen Institutionen. 
Er zeigt, dass neben technischen Schutzmaß
nahmen vor allem organisatorische Sorgfalt, 
wirksame Kontrollen und ein realistischer Um-
gang mit Insider-Bedrohungen entscheidend sind. 

Die Unterlagen des Auslandsgeheimdiensts 
der DDR sind nur fragmentarisch überliefert. 
Die Darstellung des Falls stützt sich daher vor 
allem auf archivierte Unterlagen zu den Ermitt-
lungen und der Aufklärung der Spionageaffäre 
in der Bundesrepublik.
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↑	 Beschreibung der Tätigkeiten von Lothar-Erwin Lutze im Bundesministerium  
der Verteidigung, festgehalten im Geschäftsverteilungsplan, Februar 1976
BArch, BW 1/59687
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↓	 Gesprächsvermerk über die Brisanz der Unterlagen, zu denen Lothar-Erwin Lutze Zugang hatte, 9.6.1976
BArch, BW 1/584658, Bl. 86

Zugang zu geheimen Informationen 

Am 1. Februar 1973 begann Lothar-Erwin Lutze seine Tätigkeit im Bundesministerium der Verteidigung in Bonn, 
zunächst als Bürohilfskraft in der Personalabteilung. Schrittweise erhielt er mehr Verantwortung und wurde 
sicherheitsüberprüft. Der Umfang einer solchen Überprüfung richtet sich nach der Sicherheitsempfindlichkeit 
der jeweiligen Tätigkeit.

1975 wechselte Lutze in die Rüstungsabteilung des Ministeriums. Dort arbeitete er an wirtschaftlichen und 
logistischen Fragen, insbesondere im Zusammenhang mit dem NATO-Pipeline-System, das im Verteidigungs-
fall für die Treibstoffversorgung der Streitkräfte von zentraler Bedeutung war. Besonders kritisch war, dass 
er uneingeschränkten Zugang zu Panzerschränken hatte, regulär Schlüssel mit sich führte und sogar einen 
Nachschlüssel für den Zugang außerhalb der Dienstzeiten besaß. Dadurch konnte er Dokumente unbemerkt 
kopieren oder fotografieren – sowohl im Ministerium als auch zu Hause – und an den Auslandsgeheimdienst 
der DDR weitergeben.
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Hauptverwaltung Aufklärung (HV A) des MfS 
Die HV A war der Auslandsgeheimdienst der DDR und Teil des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS). Der Schwer-
punkt ihrer Tätigkeit lag in der Bundesrepublik Deutschland und Westberlin, wo sie vor allem über inoffizielle 
Mitarbeiter (IM) aktiv war. Ziel ihrer Spionage waren unter anderem das Bundeskanzleramt, wichtige Ministerien, 
Parteien sowie international die USA, NATO und die Europäischen Gemeinschaften.

1989 hatte die HV A rund 13.400 IM in der DDR und 1.550 in der Bundesrepublik. Nach der Friedlichen Revolution 
löste sich der Dienst selbst auf: Viele Akten wurden vernichtet, sodass nur wenige fragmentarische Unterlagen 
erhalten blieben.

Der Abschlussbericht über die 
Auflösung  der HV A vom 19.6.1990  
ist hier einsehbar.   
BArch, MfS, HV A, Nr. 804, Bl. 5–19 

←  Hauptsitz der HV A in der Stasi-Zentrale  
in Berlin-Lichtenberg, 1986 
BArch, MfS, BdL, Fo, Nr. 296, Bild 26 

↑	 Schema der HV A zur Vorbereitung von IM für den Einsatz  
im sogenannten Operationsgebiet, undatiert, 1980er Jahre
BArch, MfS, HV A, Nr. 931, Bl. 1

Das gesamte Dokument  
ist in der Stasi-Mediathek  
einsehbar. 
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↑ Vermerk über die Untersuchungen im Bundesministerium der Verteidigung, 14.6.1976
Nach der Festnahme der Verdachtspersonen fanden im Bundesministerium der Verteidigung Ermittlungen statt, 
an denen Beamte des Bundeskriminalamts, Angehörige des MAD und Bedienstete des Bundesministeriums in 
unterschiedlicher Weise beteiligt waren. Die Ermittler vernahmen Bedienstete und durchsuchten Arbeitsplätze, 
VS-Verwahrstellen sowie Panzerschränke. Dabei beschlagnahmten sie unter anderem Akten und Quittungsbücher.
BArch, BW 1/584658
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↑ Schreiben des Generalbundesanwalts an den Bundesminister der Verteidigung Georg Leber  
mit der Bitte um Unterstützung bei der Erstellung eines Gutachtens, 18.10.1976
Der Generalbundesanwalt Kurt Rebmann teilte darin mit, dass er die Erstellung eines Gutachtens durch einen Gutachter in Landesverrats-
verfahren beauftragt hatte. Dieser stellte das Gutachten im August 1977 fertig und übermittelte es dem Generalinspekteur der Bundeswehr. 
Der damalige Verteidigungsminister Georg Leber erklärte, er habe erst am 13. Dezember 1977 davon erfahren. Die Ermittlungen des Unter
suchungsausschusses kamen jedoch später zu dem Ergebnis, dass diese Darstellung nicht zutraf.
BArch, BW 1/584658, Bl. 256
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Georg Leber (1920–2012) war ein deutscher Gewerk-
schaftsführer und Politiker der SPD. Er war von 1957 bis 
1983 Mitglied des Deutschen Bundestags und gehörte 
zwischen 1961 und 1966 dem SPD-Fraktionsvorstand 
an. Am 1. Dezember 1966 übernahm er das Amt des 
Bundesministers für Verkehr im Kabinett von Bundes-
kanzler Georg Kiesinger. Ab 1960 leitete er zusätzlich das 
Bundesministerium für Post- und Fernmeldewesen.

1972 übernahm Leber das Amt des Bundesverteidi-
gungsministers, nachdem Helmut Schmidt aufgrund des 
Rücktritts von Karl Schiller zum Bundesministerium für 
Wirtschaft und Finanzen gewechselt war. 1978 geriet 
Leber in die Kritik, weil der Militärische Abschirmdienst 
eine unerlaubte Abhöraktion gegen eine kommunis-
tische Gruppierung durchgeführt hatte. In der Folge 
reichte er seinen Rücktritt ein.

Als Bundeverteidigungsminister setzte Leber Reformen 
und Modernisierungen der Bundeswehr um. 1975 stellte 
die Bundeswehr erstmals Frauen als Sanitätsoffizierinnen 
ein. In München und Hamburg erfolgte die Gründung 
von Bundeswehrhochschulen, deren Besuch seitdem für 
Offizierslaufbahnen verpflichtend ist.

Nach dem Tode von Hermann Schmitt- 
Vockenhausen wählte der Deutsche Bundestag Leber 
am 12. September 1979 zu dessen Nachfolger als 
Bundestagsvizepräsident. Er behielt dieses Amt bis zu 
seinem Ausscheiden aus dem Parlament 1983.

↑  Annemarie Renger, Präsidentin des Deutschen 
Bundestags, vereidigt Georg Leber zum Bundesminister 
der Verteidigung im Deutschen Bundestag, 17.4.1974
BArch, B 145 Bild-00242495 / Wienke, Ulrich

↑ Kurt Rebmann, 1.7.1977
Kurt Rebmann (1924–2005) war vom 
1. Juli 1977 bis zum 31. Mai 1990 General
bundesanwalt beim Bundesgerichtshof.
BArch, B 145 Bild-00138418 / Wienke, Ulrich Mehr Informationen zur SIRA-Datenbank, 

dem System der Informationsrecherche 
der HV A, finden Sie online.

von Lothar-Erwin Lutze sind in der  
SIRA-Datenbank der HV A erfasst

194 Meldungen
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↑	 Interview von Kurt Rebmann in einem Beitrag für die Tagesschau, 12.12.1977
Der durch den Spionagefall entstandene Schaden für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik war besonders schwerwiegend. 
Durch den Verrat hatte der nachrichtendienstliche Gegner einen umfangreichen und wichtigen Einblick in die Stärken und Schwächen 
der Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik erhalten. 
BArch, BW 46/744, Bl. 506 

Günter Guillaume (1927–1995) war wie das Ehepaar 
Lutze ein Spion des Ministeriums für Staatssicherheit 
(MfS) in der Bundesrepublik. Er stieg zu einem persön-
lichen Referenten des damaligen Bundeskanzlers Willy 
Brandt auf und hatte Zugang zu streng geheimen 
Unterlagen. Guillaumes Enttarnung und Festnahme 
am 24. April 1974 löste eine der größten innenpoliti-
schen Krisen der Nachkriegszeit aus und veranlasste 
Willy Brandt, als Bundeskanzler zurückzutreten.

Mehr Informationen zum  
Fall Guillaume finden Sie online.

↑  Willy Brandt und Günter Guillaume, 
SPD-Wahlkampfreise, 8.8.1974
BArch, B 145 Bild-F042453-0011 / Wegmann, Ludwig
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↓	 Mitglieder des Untersuchungsausschusses unter Vorsitz von Manfred Wörner, 1977
Am 14. Dezember 1977 beschloss der Verteidigungsausschuss des Deutschen Bundestags einstimmig, 
sich als Untersuchungsausschuss einzusetzen. Anlass war der Spionagefall Lutze/Wiegel. 
BArch, BW 46/744, Bl. 69

Manfred Hermann Wörner (1934–1994) war ein CDU-
Politiker. Er gehörte von 1965 bis 1988 dem Deutschen 
Bundestag an und war dort zwischen 1976 und 1980 
Vorsitzender des Verteidigungsausschusses. Im Jahr 
1982 ernannte ihn Bundeskanzler Helmut Kohl zum 
Bundesminister der Verteidigung. Dieses Amt übte er 
bis 1988 aus. Anschließend war er von 1988 bis zu sei-
nem Tod 1994 Generalsekretär der NATO und zugleich 
Vorsitzender des Nordatlantikrats; bis heute ist er der 
einzige Deutsche in dieser Position geblieben.

←  Manfred Wörner, 7.8.1980
BArch, B 145 Bild-F058800-0031 / Arnold
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↑	 Fragestellungen, die im Untersuchungsausschuss behandelt werden sollten, 15.12.1977 (Auszug)
BArch, BW 1/59687
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↑ →	 Aussage von Bundeskanzler Helmut Schmidt vor dem Untersuchungsausschuss, 24.2.1978 (Auszug)
BArch, B 136/128325, Bl. 267f.

←	 Bundeskanzler Helmut Schmidt, Januar 1977
BArch, B 145 Bild-00296444 / Bundesbildstelle
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↑ →	 Beschlussempfehlung und Bericht des Verteidigungsausschusses als Untersuchungsausschuss, 15.11.1978 (Auszug)
Der Untersuchungsausschuss ging davon aus, dass geheime Vorgänge betroffen waren, die hohen Geheimhaltungsstufen unterlagen,  
wie „VS-VERTRAULICH“, „GEHEIM“ und „STRENG GEHEIM“. Zu diesen Unterlagen gehörten militärische Zustandsberichte der Bundeswehr 
aus den Jahren 1972 bis 1974 sowie des Heeres aus dem Jahr 1974. Außerdem waren Befehle, Anweisungen und Lageberichte zu militä
rischen Übungen enthalten. Hinzu kamen Bewertungsergebnisse zum „Kampfpanzer 3“, Pläne und Analysen zum NATO-Pipeline-System sowie 
Unterlagen zur Struktur der Bundeswehr und deren Alarmplan. Die Dokumente enthielten wichtige und sensible Informationen über sicher-
heitsrelevante Vorgänge. Diese waren für die Verteidigung der Bundesrepublik Deutschland von großer Bedeutung und daher für gegnerische 
Geheimdienste besonders interessant.
BArch, BW 46/744, Bl. 73f.
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← Harald Wust, 9.4.1974
BArch, B 145 Bild-00013125 / Wienke, Ulrich

Harald Wust (1921–2010) war ein deutscher Offizier, zuletzt im Dienstgrad 
eines Generals. 1975/76 war er Stellvertreter des Generalinspekteurs der 
Bundeswehr. Nachdem der Generalinspekteur Admiral Armin Zimmermann 
im Sommer 1976 erkrankte, übernahm Wust zunächst vertretungsweise 
dessen Aufgaben. Nach Zimmermanns Tod am 30. November 1976 ernann-
te die Bundesregierung ihn zum Generalinspekteur der Bundeswehr; damit 
war er der erste Luftwaffenoffizier in diesem Amt. Wegen interner Konflikte 
im Verteidigungsministerium und öffentlicher Kritik im Zusammenhang mit 
dem Spionagefall trat er 1978 vorzeitig zurück und ging in den Ruhestand. 
Jürgen Brandt folgte ihm im Amt nach.
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← Ehepaar Lutze und Erich Mielke (r.), 
Minister für Staatssicherheit, 
im Konferenzsaal von Haus 1 
in der Stasi-Zentrale in Berlin-
Lichtenberg, 8.4.1987 (Auszug)
Für ihre Spionagetätigkeit erhielt 
das Ehepaar in der DDR staatliche 
Auszeichnungen, darunter den Vater
ländischen Verdienstorden für 
besondere Verdienste um den Staat.
BArch, MfS, ZAIG, Fo, Nr. 975, Bild 6

Agentenaustausch 

Das Ehepaar Lutze kam über Agentenaustausche in die DDR. Renate Lutze kam 1981 vorzeitig aus der Haft, 
ihr Ehemann sechs Jahre später. Ein Agentenaustausch ist die offizielle oder geheime Freilassung von festgenom-
menen Spionen oder Agenten zwischen zwei Staaten. Ziel war meist, eigene Leute aus der Haft der Gegenseite 
zurückzubekommen und politische Spannungen zu verringern.

Die Bundesrepublik und die DDR nutzten solche Austausche während des Kalten Kriegs regelmäßig. Der bekann-
teste Ort dafür war die Glienicker Brücke zwischen Berlin und Potsdam. Die Mitte der Brücke markierte die Gren-
ze zwischen der DDR und West-Berlin und bildete einen Teil des Eisernen Vorhangs. Dort tauschten Ost und West 
mehrfach festgenommene Spioninnen und Spione aus.

Beim dritten Agentenaustausch am 11. Februar 1986 auf der Glienicker Brücke filmte und dokumentierte das 
MfS-Filmstudio Agitation die Aktion. Zum ersten Mal 
fand der Austausch öffentlich statt. 

Wo der Austausch von Renate und Lothar-Erwin Lutze 
erfolgte, geht nicht aus den Akten hervor.

Der Film ist in der  
Stasi-Mediathek abrufbar. 

→ Agentenaustausch auf der Glienicker Brücke, 11.2.1986
BArch, B 145 Bild-00068980 / Lehnartz, Klaus
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Dieses Kapitel handelt von sexueller Gewalt und 

dem Tötungsdelikt an einem Kind. Es enthält 

Darstellungen eines sensiblen Themas, das auf 

manche Menschen verstörend wirken könnte.

Halle-Neustadt galt in den 1980er Jahren als eine 
sozialistische Musterstadt, modern und sicher. 
Doch am 15. Januar 1981 verschwand der sieben-
jährige Lars Bense spurlos. Die sofortige großan-
gelegte Suche blieb zunächst ohne Erfolg. Bis zwei 
Wochen später ein Streckenläufer an der Bahn-
trasse Halle–Leipzig eine grausige Entdeckung 
machte: In einem weggeworfenen Reisekoffer lag 
die Leiche des Jungen. Er war sexuell missbraucht 
und mit brutaler Gewalt getötet worden.

Ein Ermittlungsteam der Volkspolizei begann 
mit der Untersuchung des Tatortes. Es gab keine 
Augenzeugenberichte, keine verwertbaren 
Fingerabdrücke und zunächst keine Spur zum 
Täter. Der Koffer und eine gefundene Plastik-
tüte erwiesen sich schnell als kriminalistische 
Sackgassen. Das einzige Indiz, das der Mörder 
am Tatort zurückgelassen hatte, waren alte Zei-
tungen mit ausgefüllten Kreuzworträtseln. Diese 
handschriftlichen Einträge dienten als einziger 
Anhaltspunkt in einem Fall, der als einer der 
spektakulärsten Kriminalfälle in der ehemaligen 
DDR gilt.

Was nun begann, ging als die größte Schrift-
proben-Ermittlung in die Kriminalgeschichte 
ein. Die Schriftanalyse ergab, dass es sich um 
die Handschrift einer Frau im mittleren Alter 
handeln musste. Die Ermittelnden vermuteten, 

dass sie dem Täter nahestehen musste. So startete 
der Staatsapparat eine beispiellose Maschinerie. 
Systematisch mussten fast alle Bewohnerinnen 
und Bewohner von Halle-Neustadt Schriftproben 
abgeben, nicht immer freiwillig. Die Methoden, 
die dabei zum Einsatz kamen, spiegelten das 
Vorgehen eines Überwachungsstaates wider. 
Während die Volkspolizei offen um Schriftproben 
bat, agierte das Ministerium für Staatssicherheit 
(MfS) im Hintergrund. Unter Vorwänden, durch 
Täuschung oder im Rahmen konspirativer Durch-
suchungen beschaffte die Stasi die Handschriften 
heimlich. Aus heutiger Sicht und nach den Maß-
stäben der damaligen Bundesrepublik wäre ein 
solches Vorgehen aufgrund massiver Verletzung 
rechtsstaatlicher Grundsätze unzulässig gewesen. 

Nach neun Monaten erfolgloser Suche und 
über einer halben Million abgeglichener Hand-
schriften kamen die Ermittlungsbehörden dem 
Täter endlich näher. Die passende Schriftprobe 
gehörte einer Frau, die sich zu diesem Zeitpunkt 
an der Ostsee aufhielt und nur zeitweise in Halle 
wohnte. Sie führte die Ermittler direkt zum Täter 
Matthias S. 

Anhand von authentischen Akten der DDR-Staats-
sicherheit können wir heute nachvollziehen, wie 
die Ermittlungen Schritt für Schritt durchgeführt 
wurden. Interne Berichte, rechtsmedizinische 
Gutachten und tausende von Schriftproben zeigen, 
wie mithilfe von ausgefüllten Kreuzworträtseln in 
einer Zeitung die Überführung eines Mörders er-
folgte – und wo die Grenze zwischen Verbrechens
bekämpfung und staatlicher Willkür verlief.

5 
Der Kreuzworträtsel-Mord

Eine Spur aus Buchstaben
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↓	 Kurzbericht über den Fall, o. D.
Der Schüler Lars Bense, sieben Jahre alt, wollte am 15. Januar 1981 mit Freunden einen Film ansehen. Sie verabredeten 
sich im „Treff“ in Halle-Neustadt. Als Lars am Abend nicht nach Hause kam, suchten seine Eltern ihn. Nachdem die eigene 
Suche erfolglos blieb, gaben sie am gleichen Abend eine Vermisstenanzeige auf. 
BArch, MfS, BV Halle, AOG, Nr. 1106/82, Bl. 7

Warum sind die Dokumente geschwärzt? 

Das Stasi-Unterlagen-Gesetz regelt die Veröffentlichung von Archivbeständen nach strengen 
Datenschutzrichtlinien. Diese sehen vor, dass keine personenbezogenen Informationen ver-
öffentlicht werden dürfen, es sei denn, die Informationen sind offenkundig. Aus diesem Grund 
wurden zum Teil personenbezogene Informationen in den vorliegenden Akten anonymisiert. 



78

↑	 Öffentliche Suche nach dem Schüler Lars Bense, Bericht vom 30.11.1981
Bereits am nächsten Tag riefen Lautsprecherwagen mit Durchsagen die Neustädter Bewohnerinnen und 
Bewohner auf, Hinweise zum Verschwinden des Schülers zu geben. Am 17. Januar erfolgte ein Presseaufruf 
in der Bezirksausgabe der „Freiheit“. Es gingen zwar einige Hinweise ein, aber diese brachten keine Erkennt-
nisse. Im vorliegenden Dokument wurden Auszüge der Obduktionsergebnisse geschwärzt.
BArch, MfS, BV Halle, Abt. XX, Nr. 63, Bl. 4   
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↑	 Aufruf der Volkpolizei und Bitte um Hinweise, o. D.
Ein Eisenbahnmitarbeiter fand am 28. Januar 1981 an der Strecke Halle–Leipzig einen Pappkoffer. In diesen 
hatte der Täter das tote Kind hineingelegt. Ermittlungen ergaben, dass diese Art von Koffer schon seit einem 
Jahrzehnt nicht mehr produziert wurde. Klar war den Ermittlern aber auch, dass dieses Modell in großen 
Mengen hergestellt worden war. Die Flugblätter brachten keine hilfreichen Hinweise.
BArch, MfS, BV Halle, KD Saalkreis, Nr. 237, Bl. 12  
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↑	 Aufruf in der Zeitung, o. D.
Die Tageszeitung „Freiheit“ veröffentlichte diesen kurzen Artikel, in dem die Volkspolizei die Bevölkerung um 
Hinweise bat. In der DDR waren Artikel in Zeitungen, die zur Aufklärung von Verbrechen aufriefen, unüblich. 
Kapitalverbrechen standen in der lokalen Berichterstattung nicht im Fokus. Da es sich hier um die Tötung eines 
Kindes handelte, sah die Volkspolizei die Dringlichkeit für einen solchen Aufruf.
BArch, MfS, BV Halle, AOG, Nr. 1106/82, Bl. 68 
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↓	 Bericht zur Aufklärung des Tötungsdeliktes, 30.11.1981
Nachdem die Staatssicherheit alle Ermittlungserkenntnisse zusammengeführt hatte, stellte sie Überlegungen zum 
Täter an. Das Ermittlerteam war sich sicher, dass die Schrift von einer Frau stammte. Es wusste bereits, dass das Kind 
wahrscheinlich sexuell missbraucht worden war. Die Ermittelnden kamen zu dem Schluss, dass die Kreuzworträtsel 
nicht vom Mörder selbst stammten, sondern von einer weiblichen Person in seinem Umfeld.
BArch, MfS, BV Halle, Abt. XX, Nr. 63, Bl. 6 
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↑	 Kopie eines Kreuzworträtsels aus dem Koffer, das der Handschriftenanalyse diente
Im Koffer befanden sich einige ausgefüllte Kreuzworträtsel wie dieses. Handschriftenexperten kamen zu dem Schluss, 
dass die Schrift zu einer Frau im mittleren Alter passe. Um herauszufinden, wer das Kreuzworträtsel ausgefüllt hatte und 
so eine Verbindung zum Täter zu ermitteln, sammelten Polizei und Staatssicherheit über 500.000 Schriftproben. Unter 
anderem wurden 60 Tonnen Altpapier und Zeitungen sichergestellt und nach ausgefüllten Kreuzworträtseln durchsucht.
BArch, MfS, BV Halle, Abt. XX, Nr. 63, Bl. 19

Schriftproben verglichen die Ermitt-
lungsbehörden mit den ausgefüllten 
Kreuzworträtseln im Koffer.

Über 500.000

b.

c.

a.
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↑	 Formular der Stasi zur Schriftprobensammlung, 8.10.1981
Die Staatssicherheit erstellte kreuzwortähnliche Formulare, um an Schriftproben zu kommen. Den Bürgerinnen 
und Bürgern wurde vorab erklärt, dass die Schriftprobe zur Aufklärung des Verbrechens an Lars Bense diente. 
Die Angesprochenen wurden auch darauf hingewiesen, dass die Abgabe einer Schriftprobe freiwillig sei.
BArch, MfS, BV Halle, KD Halle-Neustadt, Nr. 1132, Bl. 355 
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→	 Schriftproben, o. D.
Die Mitarbeiter der Staatssicherheit 
sammelten sogenannte „persönliche 
Schreibleistungen“ von den Bewohnerinnen 
und Bewohnern der Hochhaussiedlung 
Halle-Neustadt. Sie mussten unter 
anderem solche Sätze schreiben. Diese 
enthielten alle Buchstaben, die in den 
gefundenen Rätseln vorkamen. So konnten 
die Schriftproben mit den Kreuzwort-
rätseln verglichen werden. Hunderte der 
Seiten mit den immer gleichen Sätzen 
heftete die Staatssicherheit akribisch ab. 
Sie befinden sich heute im Bestand des 
Stasi-Unterlagen-Archivs Halle.
BArch, MfS, BV Halle, KD Halle-Neustadt, 
Nr. 1132, Bl. 273  

←	 Grafische Fahndungstabelle, o. D.
Hunderttausende gesammelte Schrift-
proben mussten anschließend ausgewertet 
werden. Geschulte Mitarbeitende der 
Stasi und des kriminaltechnischen Labors 
und Kriminaltechniker der Volkspolizei 
Halle schulten wiederum weitere Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Mit einer 
grafischen Fahndungstabelle wurde erklärt, 
auf welche Besonderheiten beim Schriften
vergleich zu achten war.
BArch, MfS, BV Halle, Abt. XX, Nr. 63, Bl. 17 
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↓	 Liste mit gesammelten Schriftproben, Bericht zur Aufklärung des Verbrechens, 30.11.1981
Die Stasi kontaktierte mehr als 20.000 Menschen im Wohngebiet. Um an weitere Proben zu kommen, 
fingierte sie ein Kreuzworträtsel in der Zeitung „Freiheit“. Diese Übersicht verdeutlich, wie aufwendig 
und umfangreich die Ermittlungen waren.
BArch, MfS, BV Halle, Abt. XX, Nr. 63, Bl. 9 
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Hauptabteilung IX des MfS 

Schwere Verbrechen galten in der DDR offiziell als Probleme des Kapitalismus, die es im Sozialismus eigent-
lich nicht geben sollte. Um die volle Kontrolle über die Außenwirkung und die Aufklärung zu behalten, zog 
die Hauptabteilung IX (HA IX) Ermittlungen bei Tötungsdelikten oft an sich. Die HA IX arbeitete zwar mit der 
Volkspolizei zusammen, behielt aber die Federführung. Zudem verfügte die Stasi über modernste Kriminal-
technik, die der Volkspolizei oft nicht zur Verfügung stand.

Mehr zur Hauptabteilung IX sowie zu weiteren Begriffen, 
Personen und Strukturen der Staatssicherheit der DDR 
finden Sie online im MfS-Lexikon.

↓	 Bericht zur Aufklärung des Verbrechens, 30.11.1981, o. D.
Das Ermittlungsteam wurde lange nicht fündig. Keines der Schriftstücke aus Halle-Neustadt passte. So gut wie alle Anwohnenden 
hatten mittlerweile Schriftproben abgegeben. Erst als die Ermittlungsbehörden den Kreis erweiterten und Schriftproben von 
Neustädterinnen und Neustädtern besorgten, die damals in anderen Städten wohnten, fanden sie eine Übereinstimmung. Die Frau 
mit der passenden Schrift konnte aber nicht die Täterin sein, da sie sich zum Zeitpunkt der Tat nicht in Halle aufhielt. Dort hatte sie 
aber noch eine Wohnung, in der ihre Tochter und deren Freund Matthias S. wohnten. Dieser wurde sofort zur Vernehmung geholt.
BArch, MfS, BV Halle, Abt. XX, Nr. 63, Bl. 11 
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↑	 Geständnis von Matthias S., Bericht vom 30.11.1981
Der Verdächtige gestand die Tat sofort. Seine genauen Angaben und sein Täterwissen ließen bei der Stasi 
und der Polizei keine Zweifel an seiner Schuld aufkommen. Er war der gesuchte Mörder von Lars Bense. 
Matthias S. gestand, den Jungen in die Wohnung gelockt und sexuell missbraucht zu haben. Aus Angst vor 
Entdeckung brachte er den Siebenjährigen um und beseitigte seine Leiche.
BArch, MfS, BV Halle, Abt. XX, Nr. 63, Bl. 14  
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↓	 Abschlussbericht und Zusammenfassung, Bericht vom 24.11.1981
BArch, MfS, BV Halle, AOG, Nr. 1106/82, Bl. 184

Politisch-operatives Zusammenwirken 

Während die Staatssicherheit überwiegend die Funktionen einer geheimen politischen Polizei ausübte, waren 
bei der Volkspolizei (VP) die eher klassischen polizeilichen Aufgaben (Kriminal-, Schutz-, Verkehrspolizei, Melde
wesen) angesiedelt. Die Grenzen waren jedoch mitunter fließend; letztlich entschied das MfS, welche Fälle es 
an sich zog bzw. an die VP abgab, die für die Staatssicherheit der wichtigste Partner des politisch-operativen 
Zusammenwirkens (POZW) war.
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↑	 Abschlussbericht und Zusammenfassung, Bericht vom 24.11.1981
Die Staatssicherheit listete akribisch auf, welche umfangreichen Maßnahmen durchgeführt wurden, um den Mörder des Jungen 
zu finden. Aus heutiger Sicht wäre ein solches Vorgehen aufgrund massiver rechtsstaatlicher Bedenken rechtlich unzulässig. 
Das massenhafte heimliche Sammeln von Schriftproben ohne eine richterliche Anweisung ist heute gesetzlich verboten.
BArch, MfS, BV Halle, AOG, Nr. 1106/82, Bl. 185  

Wiederaufnahme des Verfahrens 

Der Täter Matthias S. wurde im Sommer 1982 vom Bezirksgericht Halle zu lebenslanger Haft verurteilt. Nach der 
Wiedervereinigung leitete die Staatsanwaltschaft 1991 ein Wiederaufnahmeverfahren ein. Matthias S. war zum Tat-
zeitpunkt 18 Jahre alt. Daher musste in der Bundesrepublik das Jugendstrafrecht angewandt werden. Im Mai 1992 
wurde er nach Jugendstrafrecht zu einer Höchststrafe von 10 Jahren verurteilt. Nach dem Aufenthalt im Gefängnis 
folgte die psychiatrische Unterbringung bis 1999. 2013 starb der Mörder von Lars Bense.
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6 
Anhang

Für Recherchen genutzte Bestände  
des Bundesarchivs

Norddeutscher Bund und Deutsches Reich 
In den Beständen unter der Signatur R werden 
die staatlichen und militärischen Unterlagen 
des Norddeutschen Bundes und Deutschen 
Reichs (1867/71–1945) überliefert. Dieses Heft 
zeigt Unterlagen aus den Beständen der Reichs-
kanzlei (R 43 II), des Reichssicherheitshaupt-
amts – „Gestapo-Kartei“ (R 58), der Baltischen 
Landeswehr (R 8025) sowie der Filmprüfstelle 
(R 9346). Die Justizunterlagen im ersten Kapitel 
stammen aus den Beständen Oberreichsanwalt 
beim Reichsgericht (R 3003) und Oberreichs-
anwalt beim Volksgerichtshof (R 3017).

Der Bestand des Oberreichsanwalts beim 
Reichsgericht (R 3003) umfasst Unterlagen zur 
Rechtsprechung, Strafverfolgung und politischen 
Justiz im Deutschen Reich und in der NS-Zeit 
(1879–1945). Ergänzt wird die Überlieferung 
durch Materialien zum Reichsgericht und zur 
Reichsanwaltschaft, zur Gesetzgebung, Presse- und 
Propagandaunterlagen sowie durch beschlag-
nahmte Druckschriften. Von Harry Domela ist 
eine Strafprozessakte zum Verfahren wegen 
Spionage und Landesverrat überliefert.

Im Bestand der Reichsanwaltschaft des Volks-
gerichtshofs (1928–1945) sind Unterlagen zu 
Organisation, Personal und politischen Strafver-
fahren enthalten. Im Mittelpunkt stehen Verfah-
ren wegen Hoch- und Landesverrats, Spionage, 
„Feindbegünstigung“, „Wehrkraftzersetzung“ 
sowie gegen kommunistische, sozialistische 

und widerständige Gruppen. Ergänzt wird die 
Überlieferung durch Register-, Gnaden- und 
Vollstreckungsunterlagen sowie umfangreiche 
Fallakten aus dem Deutschen Reich sowie be-
setzten Gebieten.

Die Sammlung des 1935 gegründeten Arbeits-
wissenschaftlichen Instituts der Deutschen 
Arbeitsfront wird im Bestand Deutsche 
Arbeitsfront (NS 5-VI) bewahrt. Der Bestand 
umfasst überwiegend Zeitungsausschnitte aus 
dem späten 19. Jahrhundert bis in die NS-Zeit, 
darunter auch über Harry Domela. 

Bundesrepublik
Unter der Signatur B wird insbesondere die 
Überlieferung zentraler ziviler Stellen der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich 
der westlichen Besatzungszonen verwahrt. 
Für dieses Heft wurden in den Kapiteln 2–4 
Dokumente aus den Beständen Bundeskanzler-
amt (B 136), Bundesministerium des Innern 
(B 106), Bundeskriminalamt (B 131), Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung (B 145), 
Bundesverfassungsgericht (B 237) sowie General-
bundesanwalt beim Bundesgerichtshof (B362) 
ausgewählt.

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) ist 
seit seiner Gründung 1951 das oberste Organ 
der Verfassungsgerichtsbarkeit in der Bundes-
republik. Die Unterlagen gewähren Einblicke 
in die Arbeitsweise und Entscheidungsfindung 
des Gerichts und zeigen große gesellschaftliche 
Debatten in der Bundesrepublik auf.
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Der Bestand der Generalbundesanwaltschaft 
beim Bundesgerichtshof umfasst hauptsächlich 
Ermittlungs- und Verfahrensakten zu politisch 
motivierter Kriminalität.

Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung 
gibt das Bundesarchiv in einer Editions-
reihe heraus. Sie sind online zugänglich unter 
kabinettsprotokolle.bundesarchiv.de.

Militärarchiv
Am Dienstort des Bundesarchivs in Freiburg 
verwahrt das Militärarchiv mehr als 50 Regal-
kilometer Akten, Lagekarten und technische 
Pläne deutscher Streitkräfte seit der Gründung 
des Deutschen Reiches 1871. Dazu gehören 
Archivalien der preußischen Armee (seit 1867), der 
kaiserlichen Marine, der kaiserlichen Schutztrup-
pen, der Freikorps, der Reichswehr, Wehrmacht 
und Waffen-SS, der Nationalen Volksarmee, der 
Grenztruppen der DDR sowie der Bundeswehr.

Dieses Heft enthält in den Kapiteln 3 und 4 Unter-
lagen aus den Beständen Bundesministerium 
der Verteidigung – Leitung, zentrale Stäbe zivile 
Abteilungen (BW 1) und Bundesministerium der 
Verteidigung – Generalinspekteur und Führungs-
stab der Streitkräfte (BW 2). Beide Bestände 
dokumentieren die Tätigkeit der Bundeswehr 
seit ihrer Gründung 1955. Enthalten sind unter 
anderem Unterlagen zu Personal, Organisation 
und Führung der Bundeswehr, zu Militärpolitik, 
internationalen Angelegenheiten, Verteidigungs-
planung und Öffentlichkeitsarbeit. Der Bestand 
Deutscher Bundeswehr-Verband e. V. (BW 46) 
umfasst Unterlagen aus den Jahren 1959–1986, 
insbesondere zu Verbandsarbeit, Gremien, Rechts-
politik sowie Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. 

Stasi-Unterlagen-Archiv
Das Stasi-Unterlagen-Archiv im Bundesarchiv 
sichert und bewahrt die Unterlagen der Staats
sicherheit der DDR. Dieses Archivgut dokumen-
tiert Herrschaftsmethoden und Herrschaftswissen 
der kommunistischen Staatspartei SED und 
der DDR-Geheimpolizei. Damit belegt es auch 
vielfach den Eingriff des Staates in das Leben 

seiner Bürgerinnen und Bürger. Im Mordfall Lars 
Bense half die Stasi der Volkspolizei, den Täter 
zu fassen. Das 5. Kapitel zeigt Unterlagen der Be-
zirksverwaltung Halle (BV Halle). Im Kapitel zum 
Spionagefall Lutze wurden zudem Dokumente 
aus den Beständen der Hauptverwaltung A (HV A), 
des Büros der Leitung (BdL) sowie der Zentralen 
Auswertungs- und Informationsgruppe (ZAIG) 
des Ministeriums für Staatssicherheit ausgewählt.

Audiovisuelle Medien 
Die Überlieferung der Filmreferate des Bundes-
archivs (vor 1990) und des Staatlichen Filmarchivs 
der DDR umfasst mehr als 250.000 Filme und 
über eine Million Filmrollen. Damit gehört das 
Bundesarchiv zu den größten Filmarchiven 
weltweit. Das Archiv bewahrt neben der Film-
sammlung auch Dokumente zur Filmgeschichte 
wie Drehbücher und Zulassungsunterlagen.

Die Sammlung Filmwerke (FILMSG 1) liefert 
Informationen zu deutschen Spielfilmen seit 
ca. 1895 im In- und Ausland sowie zu einzelnen 
Dokumentarfilmen. Sie umfasst vor allem 
Presse- und Werbematerial, Inhaltsangaben, 
Kritiken und Produktionsinformationen. In diesem 
Heft ergänzen Links zu Ausschnitten aus Nach-
richtensendungen die abgedruckten Dokumente. 

Zum Archivgut des Bundesarchivs gehören neben 
Schriftgut und Filmen auch Fotografien, Karten, 
Pläne, Plakate und Tonträger. Die in diesem Heft 
verwendeten Fotografien stammen überwiegend 
aus dem Bestand B 145. Dieser dokumentiert das 
politische, aber in Teilen auch das wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Leben der Bundesrepublik 
bis heute. Die Aufnahmen entstanden im Rahmen 
der offiziellen Pressearbeit der Bundesregierung.

Nachlässe 
Der Nachlass Franz Blücher (N 1080) umfasst 
Akten und Korrespondenz aus den Jahren 
1945–1959. Inhaltliche Schwerpunkte sind der 
Wiederaufbau nach 1945 sowie Blüchers Tätig-
keit im Zonenbeirat, im Wirtschaftsrat und als 
Bundesminister für den Marshallplan bzw. für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit (1949–1957).

http://kabinettsprotokolle.bundesarchiv.de.
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Quellen und Sekundärliteratur

Kapitel 1 
Jens Kirsten: „Nennen Sie mich einfach Prinz“. 
Das Lebensabenteuer des Harry Domela, 
Weimar 2010

Malte Wilke: Die Strafverfolgungspraxis von 
Reichsanwaltschaft und Bundesanwaltschaft 
vom Kaiserreich bis in die frühe Bundesrepublik, 
Göttingen 2016

Patrick Wagner: Volksgemeinschaft ohne Verbre-
cher. Konzeption und Praxis der Kriminalpolizei 
in der Zeit der Weimarer Republik und dem 
Nationalsozialismus, Hamburg 1996

Stephan Porombka (Hg.): Der falsche Prinz. 
Leben und Abenteuer von Harry Domela, 
Berlin 2000

Zeitgenössische Werke 

Harry Domela: Der falsche Prinz. Leben und 
Abenteuer. Im Gefängnis zu Köln von ihm selbst 
geschrieben Januar bis Juni 1927, Berlin 1927

Jef Last: De spaanse tragedie, Amsterdam 1938

International Institute of Social History:  
Harry Domela Collection, in:  
https://zoeken.iisg.amsterdam/Record/
ARCH01993 (open access),  
letzter Zugriff 3.6.2026

Die Veröffentlichung der Auszüge des Illustrier-
ten Filmkuriers erfolgt mit freundlicher Geneh-
migung durch den Verlag für Filmzeitschriften, 
Christian Unucka.

Kapitel 3 
Wilhelm Weege; Michel Grünke: Vor 40 Jahren: 
Mord an Generalbundesanwalt Siegfried Buback, 
30. März 2017. In: Wissenschaftliche Dienste des 
Deutschen Bundestags (Hg.), Aktueller Begriff, 
Nr. 14/17

Cerne, Rudi; Neumeyer, Conny (Moderation):  
#09 Der Soldatenmord von Lebach (1/2)  
[Audio-Podcast], 21.12.2022, in: Aktenzeichen 
XY … Unvergessene Verbrechen,  
https://open.spotify.com/episode/23SGIVtpqSLN 
8p0tFLHLkR?si=vMYOPfz8SIyWSzBQ2AzdNQ, 
letzter Zugriff 4.6.2026

Cerne, Rudi; Neumeyer, Conny (Moderation):  
#10 Der Soldatenmord von Lebach (2/2)  
[Audio-Podcast], 04.01.2023, in: Aktenzeichen 
XY … Unvergessene Verbrechen,  
https://open.spotify.com/episode/0Z5qaLiZZDM 
PsTWbjRi0pt?si=nMmyKtVzTASVQA5Ii5GaYQ, 
letzter Zugriff 4.6.2026

Kapitel 4 
Helmut Müller-Enbergs: Hauptverwaltung A 
(HV A). Aufgaben – Strukturen – Quellen.  
(MfS-Handbuch. Hg. BStU), Berlin 2013

Helmut Müller-Enbergs: Die HV A und ihre 
Militärspionage. Analysen und Fallstudien, 
Berlin 2024

Kapitel 5 
Kai Meyer: Der Kreuzworträtsel-Mörder, 
Augsburg 1996

Tobias Wunschik: Hauptabteilung VII: 
Ministerium des Innern, Deutsche Volkspolizei 
(MfS-Handbuch. Hg. BStU), Berlin 2009

https://zoeken.iisg.amsterdam/Record/ARCH01993
https://zoeken.iisg.amsterdam/Record/ARCH01993
https://open.spotify.com/episode/23SGIVtpqSLN8p0tFLHLkR?si=vMYOPfz8SIyWSzBQ2AzdNQ 
https://open.spotify.com/episode/23SGIVtpqSLN8p0tFLHLkR?si=vMYOPfz8SIyWSzBQ2AzdNQ 
https://open.spotify.com/episode/0Z5qaLiZZDMPsTWbjRi0pt?si=nMmyKtVzTASVQA5Ii5GaYQ 
https://open.spotify.com/episode/0Z5qaLiZZDMPsTWbjRi0pt?si=nMmyKtVzTASVQA5Ii5GaYQ 
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Abkürzungsverzeichnis

AOG	� Archivierte Operativgruppe (Akten-
kategorie des Ministeriums für Staats-
sicherheit der DDR)

BArch 	 Bundesarchiv

BdL	� Büro der Leitung (Organisationseinheit 
des Ministeriums für Staatssicherheit 
der DDR)

BMJ 	 Bundesministerium für Justiz

BStU	� Bundesbeauftragte/r für die Unter-
lagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen DDR

BV	� Bezirksverwaltung (des Ministeriums 
für Staatssicherheit der DDR)

BVerfG	 Bundesverfassungsgericht

BW 	 Bundeswehr

CDU 	 �Christlich Demokratische Union (Partei)

DDR 	� Deutsche Demokratische Republik

DRP	� Deutsche Reichspartei (1950–1965, 
bundesdeutsche rechtsextreme Partei)

FDP 	 Freie Demokratische Partei 

Gestapo	 Geheime Staatspolizei (1933–1945)

HV A	� Hauptverwaltung A (Abteilung des 
Ministeriums für Staatssicherheit, 
Auslandsgeheimdienst der DDR)

IM	� Inoffizieller Mitarbeiter (des Ministe-
riums für Staatssicherheit der DDR)

KD	� Kreisdienststelle (des Ministeriums 
für Staatssicherheit der DDR)

LKPA	 Landeskriminalpolizeiamt

MAD 	� Militärischer Abschirmdienst 
(Nachrichtendienst der Bundeswehr)

MfS 	 Ministerium für Staatsicherheit

NATO 	� North Atlantic Treaty Organization – 
Organisation des Nordatlantikvertrages

NS	� Nationalsozialismus, 
nationalsozialistisch

RAF	� Rote-Armee-Fraktion

NSDAP	� Nationalsozialistische Deutsche 
Arbeiterpartei

SPD	 �Sozialdemokratische Partei Deutschland

SS 	� Schutzstaffel (Terror- und Unter
drückungsorganisation der NSDAP)

US	� United States (of America) – 
Vereinigte Staaten (von Amerika)

VS	 Verschlusssache

ZAIG	� Zentrale Auswertungs- und Informa-
tionsgruppe (Abteilung des Ministe-
riums für Staatssicherheit der DDR)

ZDF	� Zweites Deutsches Fernsehen 
(Fernsehsender)
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Das Bundesarchiv 
Gedächtnis der Gesellschaft

Das Bundesarchiv steht für einen offenen Zu-
gang zu Archivgut, der Nutzerinnen und Nutzer 
einlädt, sich ein differenziertes und eigenes Bild 
der deutschen Geschichte zu machen. Die ver-
wahrten Quellen bilden dabei Brücken von der 
Vergangenheit in die Gegenwart und Zukunft 
und helfen dabei, Geschichte besser zu verstehen.

Das Bundesarchiv grenzt sich damit klar ab von 
einer in anderen Ländern angestrebten staatlich 
gelenkten Erinnerungspolitik. 1952 gegründet, 
bewahrt es Archivgut auf, das überwiegend bei 
zentralen Stellen des Deutschen Bundes (1815–
1866), des Deutschen Reiches (1867/71–1945), 
der Besatzungszonen (1945–1949), der Deutschen 
Demokratischen Republik (1949–1990) und der 
Bundesrepublik Deutschland (seit 1949) entstan-
den ist. Neben den staatlichen Quellen finden sich 
im Bundesarchiv auch Nachlässe bedeutender 
Personen der Zeitgeschichte sowie Unterlagen 
von Parteien, Verbänden und Vereinen mit über-
regionaler Bedeutung.

Überliefert werden Schriftstücke, aber auch 
Fotos, Karten, Filme und Tondokumente in 
analoger und digitaler Form. Die Arbeit des 
Bundesarchivs wird entscheidend von den 
Anliegen der Benutzerinnen und Benutzer 
geprägt. Daher kommt dem Ausbau digitaler 
Angebote eine wichtige Bedeutung zu.

Im Januar 2019 nahm das Bundesarchiv 
die Unterlagen der Wehrmachtsauskunfts-
stelle (WASt) entgegen. Als Teil der Abteilung 
Deutsches Reich geben diese Informationen über 
ehemalige Militärangehörige und helfen, Schick-
sale aufzuklären. Am 17. Juni 2021 übernahm 
das Bundesarchiv zudem die Verantwortung 
für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen DDR. Auf der Grundlage des 
Stasi-Unterlagen-Gesetzes (StUG) ermöglicht 
das Archiv den Bürgerinnen und Bürgern, der 
Wissenschaft und den Medien weiterhin die in der 
Friedlichen Revolution erkämpfte Akteneinsicht. 

←	 Digitalisierung von Schriftgut mithilfe eines 
Aufsichtsscanners
BArch, B 198 Bild-2020-1014-001 / Nobel, Jürgen
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↑	 Magazinraum in Koblenz
BArch/Stange
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